
1

Heft 4/2001

Kommunalwissenschaftliches Institut
der Universität Potsdam



³2

Impressum

Herausgeber Prof. Dr. C. Reichard, Geschäftsführender Direktor des
Kommunalwissenschaftlichen Instituts (KWI)
Am Park 14
14482 Potsdam
fon: 0331 – 9774534
fax: 0331 – 9774531
e-mail: kwi@rz.uni-potsdam.de
internet: Bitte beachten Sie, wir sind mit unserem Angebot

umgezogen. Die neue Adresse lautet:
www.uni-potsdam.de/u/kwi/index.htm

Redaktion Dr. Chr. Büchner, V. Radunz (vir.),  O. Gründel

Redaktionsschluss 25.01.2001

Layout Olaf Gründel
Universität Potsdam

Druck AVZ, Universität Potsdam

Vertrieb Universitätsbibliothek
Publikationsstelle
Postfach 60 15 53
14415 Potsdam

Die KWI-Info erscheint in zwangloser Folge. Der Bezug ist kostenfrei.
Bestellungen sind direkt an die Publikationsstelle zu richten.

Manuskripte für Beiträge sind an den Herausgeber oder direkt an die Re-
daktion als e-mail oder auf Diskette in einem üblichen Textformat  zu sen-
den. Die Beiträge werden redaktionell bearbeitet, die Verantwortung für
den Inhalt liegt bei den Autoren.

Alle Rechte liegen bei den Autoren. Bei Veröffentlichungen für gewerbli-
che Zwecke ist gemäß § 54 UrhG eine Vergütung an den Autor zu zahlen.

ISSN 1438-566X



3

Inhalt

Schwerpunkt : Kommunalfinanzen

Editorial  5
Christoph Reichard

Finanzlage der Kommunen in den neuen Ländern  7
Hanns Karrenberg

Der kommunale Finanzausgleich 2001 in Brandenburg 15
Josef Odendahl

Finanzausstattung Brandenburger Städte und Gemeinden.
Auskömmlich oder schleichender Exodus? 21
Karl-Ludwig Böttcher

Kommunaler Finanzausgleich und die Maßstäbe
des Verfassungsgerichtes Brandenburg 25
Ein Arbeitsgespräch

Zur finanziellen Situation der Stadt Prenzlau 31
Klemens Schmitz

Die finanzielle Situation der Kreisstadt Herzberg (Elster)
unter den gegenwärtigen Bedingungen der Gemeindefinanzierung 35
Matthias Krüger

Aktuelles
Tagungshinweis 34

Anmerkungen zur Gemeindegebietsreform. Chancen einer nachhaltigen
Modernisierung der Gemeindestrukturen im Land Brandenburg 37
Christian Maaß

Aus der Arbeit des KWI

• Neu: Arbeitshefte des KWI 20
• Call for papers 24
• Neues Forschungsvorhaben: Forschungsnetzwerk integrierte
   Kommunalverwaltung/e-government 36
• Aufgabenkritik in der Brandenburgischen Landesverwaltung 39
• KWI-Kolloquium 41
• Neues kommunales Haushalts- und Rechnungswesen 42
• Neuerscheinung: Verwaltungsreform: Warum und wie. 43
• Ankündigung Fachseminar 44
• Vorankündigung Fachseminar 45
• Neue Literatur am KWI 46
• Reform auf dem Prüfstand 47



³4



5

Editorial

„Auf der Kippe“ oder „auf dem Sprung“? Der
Status und die Perspektiven Ostdeutschlands
haben in letzter Zeit wieder einmal verstärkt im
Brennpunkt der politischen Debatte gestanden.
Wie sind Lage und Zukunftsaussichten der Wirt-
schaft und Gesellschaft in den neuen Bundes-
ländern zu beurteilen? Und in diesem Zusam-
menhang ist ebenso zu fragen: Wie steht es um
die ostdeutschen Gemeinden als Keimzellen
demokratischer Willensbildung und wirtschaft-
licher Impulse? Das KWI hat sich für sein Heft
4 einen sehr wichtigen Teilbereich der Kom-
munen vorgenommen, nämlich die kommuna-
len Finanzen. Seitdem die ersten finanziellen
„Wendespritzen“ für die Kommunen Mitte der
90er Jahre abgeklungen sind, hat sich in der ost-
deutschen Kommunalverwaltung eine immer
drückender werdende Finanzkrise herausgebil-
det, die die Leistungsfähigkeit und die Selbst-
verwaltungsfähigkeit der Städte, Kreise und
Gemeinden im Osten in immer stärkerem
Maße gefährdet.

Entsprechend unserem Selbstverständnis als
der Kommunalpraxis zugewandtes wissen-
schaftliches Institut möchten wir mit den Bei-
trägen in diesem Heft vor allem die triste und
belastende finanzwirtschaftliche Situation der
ostdeutschen Gemeinden – zumal im Land
Brandenburg – analytisch ausleuchten, auf Ge-
fahren und Konsequenzen aufmerksam machen
und auch einige Hinweise zu Lösungsansätzen
aufzeigen. In einem ersten Überblicksbeitrag, der
die Dramatik der Lage bereits klar erkennen läßt,
beschreibt Hanns Karrenberg – ausgewiesener
Experte für Kommunalfinanzen beim Deut-
schen Städtetag – die Trends in der jüngeren
Vergangenheit sowie die zu erwartende Situati-
on im Jahre 2001. Josef Odendahl vom Innen-
ministerium Brandenburg schildert daraufhin die
Sicht der Landesregierung und erläutert – auch
unter dem Eindruck der neueren verfassungs-
rechtlichen Rechtsprechung – die Gemeinde-
finanzierungspolitik des Landes. In deutlichem
Kontrast dazu nimmt Karl-Ludwig Böttcher,
Geschäftsführer des Städte- und Gemeinde-
bundes Brandenburg, zur unzureichenden

Finanzausstattung der Gemeinden dieses Lan-
des kritisch Stellung. Er macht unmissver-
ständlich deutlich, dass die Brandenburger Ge-
meinden mit den vom Land zugebilligten Mit-
teln „nicht leben und nicht sterben“ können.
Hierauf folgt im vorliegenden Heft ein Beitrag
von der Wissenschaftsseite. Professor Michael
Nierhaus und Ihno Gebhardt diskutieren mit
Christiane Büchner über ihre juristische Bewer-
tung der neueren Urteile des Verfassungsgerichts
Brandenburg zur Finanzausstattung der Ge-
meinden und zeigen Konsequenzen für die kom-
munale Selbstverwaltung auf.

Nach diesen eher generell angelegten Beiträ-
gen versuchen wir, anhand von zwei exempla-
rischen Fällen – Stadt Prenzlau und Stadt Herz-
berg – die prekäre Finanzlage in den Gemein-
den Brandenburgs zu verdeutlichen. Die Her-
ren Schmitz und Krüger – beide Kämmerer in
ihren Städten – kommentieren die kritische Si-
tuation ihrer jeweiligen Haushalte.

Wir möchten Sie in diesem Zusammenhang
auf unser erstes „Arbeitsheft“ aufmerksam
machen, in welchem wir die Ergebnisse einer
Untersuchung zum Personalbestand und zu den
Personalausgaben in der Landes- und Kommu-
nalverwaltung von Brandenburg wiidergeben (s.
S. 18). Die Studie, die Sie gerne von uns bezie-
hen können, macht deutlich, dass die hohen Ko-
stenbelastungen, die Land und Gemeinden so
sehr drücken, nur noch in sehr beschränktem
Maße auf einen Überbestand an Personal zu-
rückzuführen sind. Die so gern als Erklärung
für die Finanzprobleme herangezogene Ausre-
de „wir haben zuviel Personal“ scheint nicht
mehr sehr stichhaltig zu sein. Umso mehr wird
der Blick auf die Notwendigkeit „echter“ Re-
formen – Rationalisierung, Effizienzsteigerung,
Aufgabenkritik sowie Motivations- und
Qualifizierungsmaßnahmen – im öffentlichen
Sektor nicht nur Brandenburgs gelenkt. Nicht
zuletzt ist hier an Reformen im Haushalts- und
Rechnungswesen zu denken, das immer noch
ein Infektionsherd der Unwirtschaftlichkeit und
Intransparenz in der Verwaltung ist. Zu all die-
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sen Themen und Fragen arbeiten wir am KWI
– vielleicht schauen Sie einmal – real oder virtu-
ell – bei uns herein!

Wie immer finden Sie, verehrte Leserinnen und
Leser, auch in diesem KWI-Info einige weitere
kürzere Beiträge zu kommunalen Problemen
sowie Hinweise auf Veranstaltungen, Veröffent-
lichungen und Forschungsarbeiten des KWI. Wir
freuen uns, wenn wir auch mit diesem Heft Ihr
Interesse finden und wenn wir Ihnen bei Ihrer
Arbeit in den Kommunen oder an anderer Stelle

einige Anregungen geben können. Das KWI
steht Ihnen nach wie vor mit Rat und Tat zur
Seite, wenn es um Problemstellungen im kom-
munalen Bereich geht. Zögern Sie nicht, Kon-
takt zu uns aufzunehmen. Besuchen Sie vielleicht
auch eine unserer Veranstaltungen, auf die wir
an verschiedenen Stellen dieses Heftes aufmerk-
sam machen.

Prof. Dr. Christoph Reichard

Geschäftsführender Direktor des KWI
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Schwerpunkt:
Kommunalfinanzen

1. Die Finanzen der ostdeutschen Kommu-
nen im Rückblick auf die Jahre 1999 und 2000

Die kommunalen Finanzen in den neuen Län-
dern stehen nach wie vor im Zeichen einer au-
ßerordentlich schwachen Steuerkraft und damit
hohen Abhängigkeit von Landeszuweisungen
(vgl. Grafik 1). Auf der Ausgabenseite sind die

ostdeutschen Kommunalhaushalte auch in der
aktuellen Situation vor allem geprägt durch den
fortgesetzten Personalabbau und den Verfall der
Investitionen.

Finanzlage der Kommunen
in den neuen Ländern

1.1. Die Finanzierungsdefizite im kommu-
nalen Gesamthaushalt und in städtischen
Verwaltungshaushalten

Insgesamt setzte sich in den ostdeutschen
Kommunalhaushalten der kontinuierliche Ein-
nahmenrückgang auch in den Jahren 1999 und
2000 fort:1 nach -1,0% im Jahr 1999 -1,2% in
den erst drei Quartalen 2000 (in Brandenburg
jeweils -0,5%). Die kommunalen Einnahmen in

den neuen Ländern sind damit auf das Ni-
veau von 1992 zurückgefallen. Das hat die
Kommunen in den neuen Ländern gezwun-
gen, ihre schon seit 1995 rückläufigen Ausga-
ben weiter zurückzufahren: nach -1,8% im Jahr
1999 -2,4% in den ersten drei Quartalen 2000.
In Brandenburg weist die Kommunalfinanz-
statistik nach -0,8% im Jahr 1999 dagegen in
den ersten drei Quartalen 2000 eine Stagnati-
on der Ausgaben auf dem Niveau des ent-
sprechenden Vorjahreszeitraumes aus. Damit
liegen die Gesamtausgaben der ostdeutschen
Kommunen inzwischen sogar um über 12%
unter dem Niveau von 1992.

Durch diese Ausgabenreduzierung konnte
1999 trotz rückläufiger Einnahmen für den
kommunalen Gesamthaushalt in den neuen
Ländern ein Anstieg des Finanzierungsdefizits
vermieden werden. Im Jahr 2000 musste auf
Grund der weiter rückläufigen Einnahmen
zwar mit einem Wiederanstieg dieses Defizits
gerechnet werden. Dass dies voraussichtlich
aber nicht eingetreten ist, ist darauf zurückzu-

führen, dass die ostdeutschen Kommunen ihre
Gesamtausgaben erneut noch stärker reduziert
haben als ursprünglich erwartet. Wenn es im
vergangenen Jahr insgesamt etwa zu einem Aus-
gleich der Gesamteinnahmen und -ausgaben ge-
kommen sein sollte (die Daten für das 4. Quar-

Hanns Karrenberg

Grafik 1
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tal 2000 liegen noch nicht vor), so liegt dies also
nicht an einer entspannteren Einnahmesituation,
sondern an dem fortgesetzten harten Konsoli-
dierungskurs der Kommunen.

Ein vergleichsweise niedriges kommunales
Finanzierungsdefizit wird den Kommunen vor
allem vom Bundesfinanzminister als Indiz für
eine relativ entspannte Finanzlage vorgehalten.

Vergleiche von Finanzierungssalden oder
Schuldenstandentwicklungen und Zinslastquoten
zwischen den staatlichen Ebenen (Bund und
Länder) einerseits und den Kommunen ande-
rerseits sind jedoch nicht geeignet, ein zutref-
fendes Bild der relativen Finanzlage zu zeich-
nen. Dieser Vergleich ignoriert die Besonder-
heiten des kommunalen Haushaltsrechts und
insbesondere der spezifischen kommunalen
Verschuldungsgrenze. Die Verpflichtung, den
gesamten Schuldendienst aus laufenden Einnah-

men des Verwaltungshaushalts zu decken, be-
wirkt, dass die Städte stärker als die staatlichen
Ebenen gezwungen sind, durch Leistungs-
einschränkungen und Rückführung der Investi-
tionen ihre Ausgaben und damit das kommu-
nale Finanzierungsdefizit zu reduzieren.

Die geringe Aussagefähigkeit des kommuna-
len Finanzierungssaldos als Indikator für die Fi-
nanzlage macht die Endabrechnung für das Jahr
1999 besonders deutlich. Trotz eines bundes-
weit sogar positiven Jahresabschlusses des kom-
munalen Gesamthaushalts mit einem Finanzie-
rungsüberschuss von fast 5 Mrd. DM summier-
ten sich 1999 die Defizite in den städtischen
Verwaltungshaushalten allein für unmittelbare
Mitgliedstädte des Deutschen Städtetages auf
7,2 Mrd. DM. Nach wie vor sind viele Städte,
insbesondere in strukturschwachen Regionen,
durch ihre hochgradig defizitären Verwaltungs-
haushalte gezwungen, laufende Ausgaben dau-

Deutscher Städtetag

Tabelle 1: Defizite in städtischen Verwaltungshaushalten 1999  1)

Gesamtdefizit davon:

des Verwaltungshaushalts Fehlbetrag darin enthalten: Erwirtschaftete davon: finanziert durch ...
Stadt im Verwaltungs- Deckung von Fehlbe- Investitions- Veräußerung Entnahmen aus der

in v.H. der Ausgaben haushalt trägen aus Vorjahren rate
 2)

von Vermögen Allg. Rücklage
Mill. DM des Verwaltungshaushalts Mill. DM

1 2 3 4 5 6 7 8

Neue Länder
Brandenburg

Potsdam -38,6 7,7 -18,0 -20,6 20,6
Cottbus -77,1 16,6 -38,4 47,3 -38,7 38,7
Brandenburg an der Havel -5,9 2,0 -5,9 4,3 1,6
Frankfurt (Oder) -123,5 31,5 -72,7 80,0 -50,8 50,8
Eberswalde -5,2 5,2 -5,2 5,2
Eisenhüttenstadt -44,3 26,0 -26,6 53,4 -17,7 10,3 0,0
Schwedt/Oder -29,7 18,3 -29,5 34,5 -0,2 0,2
Neuruppin -10,6 13,5 -9,7 15,2 -0,9 0,9
Falkensee -1,3 2,2 -1,3 1,3
Strausberg -2,8 4,8 -2,8 3,8
Forst (Lausitz) -2,8 4,9 -2,8 2,7 0,0 0,0
Lauchhammer -3,2 8,2 -3,2
Zusammen -345,0 18,4 -200,8 233,3 -144,2 134,8 2,9

Mecklenburg-Vorpommern
Neubrandenburg -5,2 1,8 -4,4 -0,8 3,3
Wolgast -0,6 2,1 -0,6 0,6
Zusammen -5,8 1,8 -4,4 -1,4 4,0

Sachsen
Döbeln -7,3 13,4 -7,3 1,3
Lichtenstein/Sa. -4,1 18,0 -4,1 2,2
Zusammen -11,4 14,7 -11,4 2,2 1,3

Sachsen-Anhalt
Halle (Saale) -22,5 2,3 -22,5 22,5
Köthen (Anhalt) -1,5 2,2 -1,5 1,5
Quedlinburg -3,4 5,5 -3,4
Bitterfeld -2,8 5,7 -2,8 6,9
Zusammen -30,1 2,6 -6,1 6,9 -24,0 24,0

Thüringen
Weimar -6,1 2,7 -6,1
Neue Länder zusammen -398,3 11,6 -211,3 240,1 -187,0 137,0 32,1
1) 

Ergebnis der Jahresrechnung 1999.-
2)

 Zuführung zum Vermögenshaushalt abzügl. Pflichtzuführung, sonstiger zweckgebundener Zuführungsbestandteile
    und der Zuführung vom Vermögens- zum Verwaltungshaushalt.
Eigene Zusammenstellung und Berechnungen nach Angaben der Städte.
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erhaft mit Kassenkrediten zu finanzieren. Eini-
ge Städte mussten und müssen sogar massiv auf
Einnahmen aus dem Verkauf von Vermögen
zurückgreifen, um Defizite in ihren Verwaltungs-
haushalten zu reduzieren.

In den neuen Ländern sind allerdings defizi-
täre Verwaltungshaushalte trotz seit Jahren rück-
läufiger laufender Einnahmen nach wie vor eher
die Ausnahme als die Regel. Das ist insbeson-
dere dem durch die unaufhörlichen Zuweisungs-
kürzungen der neuen Länder erzwungenen
massiven Personalabbau der ostdeutschen Städ-
te, aber auch den noch relativ geringen ordent-
lichen Schuldentilgungen der Kommunen in den
neuen Ländern zuzuschreiben, die nach den
Regeln des kommunalen Haushaltsrechts eben-
so wie die Zinsleistungen aus laufenden Einnah-
men des Verwaltungshaushalts erwirtschaftet
werden müssen. Auffällig ist, dass in den neuen
Ländern seit Jahren vor allem die Verwaltungs-
haushalte der brandenburgischen Städte defizi-
tär sind (vgl. Tabelle 1)2. Angesichts dieses Er-
gebnisses drängt sich geradezu die Frage der
Qualität des kommunalen Finanzausgleichs der
vergangenen Jahre für die Städte in Branden-
burg auf.3

1.2. Die Einnahmeentwicklung

Bei rückläufigen Gesamteinnahmen der ostdeut-
schen Kommunen in beiden Jahren standen
1999 Steuereinnahmen, die durchschnittlich um
6,3% gewachsen sind, stagnierende laufende
staatliche Zuweisungen und Gebührenein-
nahmen sowie negative Entwicklungen bei den
investiven Zuweisungen, bei den Erlösen aus
Vermögensverkäufen und den sonstigen Ein-
nahmen gegenüber.

In den ersten drei Quartalen des vergangenen
Jahres sind die Steuereinnahmen der ostdeut-
schen Städte und Gemeinden geringfügig ge-
wachsen (+0,8%), während die laufenden staat-
lichen Zuweisungen in den neuen Ländern ins-
gesamt um +2,6% aufgestockt wurden.

Die Gebühreneinnahmen in den ostdeutschen
Kommunalhaushalten lagen in den ersten drei
Quartalen des vergangenen Jahres um durch-
schnittlich 2,8% unter Vorjahresniveau, was den
Ergebnissen der Umfrage des Deutschen Städ-
tetages bei seinen unmittelbaren Mitgliedstädten
zu Folge nur zu etwa 1% auf Ausgliederungen
von Einrichtungen aus den Kommunal-
haushalten zurückzuführen war. Die gesamten

Einnahmen in den Verwaltungshaushalten der
ostdeutschen Kommunen wiesen in diesem
Zeitraum des vergangenen Jahres – wie im Jahr
1999 – nur ein leichtes Plus von 1,1% auf.

Dass die kommunalen Gesamteinnahmen in
den neuen Ländern im Jahr 2000 sogar leicht
rückläufig waren, resultierte also wie im Jahr
1999 primär aus der Entwicklung in den
Vermögenshaushalten. Hier musste in den er-
sten drei Quartalen des Jahres 2000 mit -11%
ein noch viel stärkerer Rückgang konstatiert
werden als im Jahr 1999 (-7,8%). Vor allem
wurden die staatlichen Investitionszuweisungen
mit -11,4% in den ersten neun Monaten des
vergangenen Jahres stark reduziert, was zwangs-
läufig seinen Niederschlag in dem fortgesetzten
Investitionsverfall der ostdeutschen Kommunen
finden musste. Aber auch für die Erlöse aus
Vermögensveräußerungen und die übrigen Ein-
nahmen des Vermögenshaushalts weisen die
bisher vorliegenden Daten der Kommunal-
finanzstatistik 2000 rückläufige Entwicklungen
aus.

Die Entwicklung der kommunalen Einnah-
men in Brandenburg wies im Jahr 1999 und in
den ersten drei Quartalen 2000 einige Abwei-
chungen von der durchschnittlichen Entwick-
lung in den ostdeutschen Kommunalhaushalten
auf: 1999 waren in Brandenburg das Wachs-
tum der Steuereinnahmen (+5% gegenüber
6,2%) unterdurchschnittlich, der Rückgang der
laufenden (-2,3% gegenüber -0,1%) und
investiven (-6,6% gegenüber -5%) Zuweisun-
gen von Bund und Land überdurchschnittlich.
In den ersten drei Quartalen des vergangenen Jah-
res war der Steuereinnahmenzuwachs dagegen in
Brandenburg in diesem Zeitraum mit +5,4% über-
durchschnittlich, die Zunahme der laufenden Zu-
weisungen aber mit +1,8% erneut unterdurch-
schnittlich. Die staatlichen Investitionszuweisungen
waren in Brandenburg mit -5,4% weiter stark
rückläufig, wenn auch nicht so extrem wie im
Durchschnitt der neuen Länder (-12,5%).

1.3. Die Ausgabenentwicklung

Angesichts der stärker als erwartet rückläufigen
Einnahmen ist auch erneut der Personalabbau
und der Investitionsrückgang in den ostdeut-
schen Kommunen im vergangenen Jahr noch
stärker ausgefallen als dies zu Jahresbeginn oh-
nehin erwartet werden musste.
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Die Personal- und laufenden Sachausgaben

Die Personalausgaben waren 1999 trotz des
seinerzeit hohen Tarifabschlusses mit Lohn- und
Gehaltssteigerungen von rund 3% um durch-
schnittlich 0,6% rückläufig. Dieses Ergebnis war
nur durch einen fortgesetzten Personalabbau
erreichbar. So hatten die ostdeutschen Städte
nach den Umfrageergebnissen des Deutschen
Städtetages bei seinen unmittelbaren Mitglied-
städten 1999 die Zahl der Vollbeschäftigten wie
der Teilzeitbeschäftigten erneut um 4 bis 5%
reduziert. Dieser Personalabbau hat sich – der
letztjährigen Städtetagsumfrage zur Folge – im
Jahre 2000 in ähnlichem Maß fortgesetzt. Das
gilt vor allem für die Vollbeschäftigten, und zwar
in den kreisfreien wie in den kreisangehörigen
Städten, in abgeschwächter Form aber auch für
die Teilzeitbeschäftigten. Bei einem Beschäfti-
gungsrückgang um insgesamt rund 4% lagen
auch im Jahr 2000 erneut die Schwerpunkte des
Personalabbaus bei den sozialen Einrichtungen
und hier wieder insbesondere bei den Kinder-
tageseinrichtungen sowie bei den Schulen und
– in den kreisfreien Städten – bei den kulturel-
len Einrichtungen. Unter diesen Vorzeichen
waren die gesamten kommunalen Personalaus-
gaben in den neuen Ländern in den ersten drei
Quartalen des vergangenen Jahres um -2,6%
rückläufig. Auch ihre Ausgaben für den laufen-
den Sachaufwand haben die ostdeutschen Kom-
munen in diesem Zeitraum unter dem herrschen-
den Konsolidierungsdruck weiter zurückgefah-
ren (-1,7%). Die Personalausgaben der ostdeut-
schen Kommunen lagen im vergangenen Jahr
je Einwohner nur noch geringfügig über West-
niveau (vgl. Grafik 2). Dabei ist zu berücksich-
tigen, dass die ostdeutschen Städte und Gemein-
den trotz wachsender Bedeutung freier Träger
nach wie vor stärker als die westdeutschen Städte
und Gemeinden selbst für die Bereitstellung der
notwendigen Plätze in Kindertageseinrichtungen
verantwortlich sind.

Die sozialen Leistungen

Die sozialen Leistungen in den ostdeutschen
Kommunalhaushalten, also vor allem Ausgaben
für Sozial- und Jugendhilfe, wiesen dagegen im
vergangenen Jahr ein beschleunigtes Wachstum
auf. Nach durchschnittlich +1,3% im Jahr 1999
nun +3,4% in den ersten drei Quartalen 2000,
darunter im 3. Quartal bereits +5%. Dabei ent-
wickelten sich die Sozialhilfeausgaben außerhalb

und innerhalb von Einrichtungen ganz unter-
schiedlich. Während die Sozialhilfe außerhalb
von Einrichtungen in den ostdeutschen
Kommunalhaushalten mit +4,5% wieder deut-
lich gewachsen ist, waren die Sozialhilfeausgaben
in Einrichtungen mit -1,1% leicht rückläufig. Ins-
gesamt liegen die Sozialhilfeausgaben der ost-
deutschen Kommunen je Einwohner etwa bei
zwei Dritteln des Westniveaus. Etwa auf West-
niveau liegen dagegen die Jugendhilfeausgaben
der ostdeutschen Kommunen. Sie wiesen in den
ersten drei Quartalen des vergangenen Jahres
erneut mit +5,3% außerhalb und +7% inner-
halb von Einrichtungen wieder ein ausgepräg-
tes Wachstum auf.

Trotz der Zusatzbelastungen bei den Sozial-
leistungen haben die ostdeutschen Kommunen
mit ihrem restriktiven Kurs bei den laufenden
Personal- und Sachausgaben die gesamten Aus-
gaben in ihren Verwaltungshaushalten in den
ersten drei Quartalen 2000 etwa auf das Ni-
veau des entsprechenden Vorjahreszeitraums
begrenzen können (-0,5%).

Die Investitionsausgaben

Die ostdeutschen Kommunen waren auch in den
beiden vergangenen Jahren gezwungen, ihre
Investitionsausgaben weiter zu reduzieren, und
zwar im Jahr 1999 wie in den ersten drei Quarta-
len 2000 durchschnittlich um -7%. Der Verfall der

Grafik 2
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kommunalen Investitionen in den neuen Ländern
hat sich also trotz des großen Investitionsbedarfs
bei den Baumaßnahmen wie bei den Ausgaben
für Ausrüstungsinvestitionen und Grundstückskäu-
fe noch stärker fortgesetzt als dies ohnehin er-
wartet werden musste. Das ist insbesondere auf
die fortgesetzten Kürzungen der investiven
Landeszuweisungen, aber auch auf die ebenfalls
stark rückläufigen übrigen Einnahmen in den
Vermögenshaushalten zurückzuführen. Insgesamt
konnten die ostdeutschen Kommunen für ihre
Sachinvestitionen im vergangenen Jahr rund
40% weniger ausgeben als 1992 (vgl. Grafik 3).

Die Kommunen wissen um die Problematik
dieses Verfalls ihrer Investitionstätigkeit unter
Bedarfsgesichtspunkten wie unter gesamtwirt-
schaftlichen Aspekten. Für dieses starke Zurück-
fahren der Investitionen gab es aber keine Alter-
native. Dass die Kommunen alles versuchen, die-
sen negativen Trend ihrer Investitionen zu stop-
pen, macht erneut die strikte Begrenzung der lau-
fenden Ausgaben, insbesondere der Personalaus-
gaben, deutlich. Auch für die kommenden Jahre
lassen die außerordentlich großen Einnahmenaus-
fälle in Folge des Steuersenkungsgesetzes weitere
Kürzungen der investiven Mittel in den
Kommunalhaushalten in West und Ost als unaus-
weichlich erscheinen. Dass dies gesamtwirtschaft-
lich, aber insbesondere für die hauptbetroffene
Branche, die Bauwirtschaft, weitere negative Fol-
gen hat, ist evident.

Aber auch unter Bedarfs-
gesichtspunkten führt der Ver-
fall der kommunalen Investiti-
onsfähigkeit zu wachsenden
Problemen in der kommunalen
Infrastruktur, insbesondere in
den neuen Ländern. Das macht
die Schätzung des kommunalen
Investitionsbedarfs für die Jah-
re 2000 bis 2009 sehr deutlich,
die das Deutsche Institut für
Urbanistik erarbeitet hat.4 Diese
Schätzung hat für die neuen Län-
der ergeben, dass der kommu-
nale Investitionsbedarf pro Ein-
wohner etwa doppelt so hoch
ausfällt wie in den alten Ländern.
Die tatsächlichen Investitions-
ausgaben der ostdeutschen

Kommunen liegen je Einwohner derzeit aber nur
noch etwa ein Drittel über Westniveau.

Die Entwicklung der kommunalen Ausgaben
in Brandenburg wies im Jahr 1999 und in den
ersten drei Quartalen 2000 folgende Abweichun-
gen von den durchschnittlichen Entwicklungen
in den ostdeutschen Kommunalhaushalten auf:
Im Jahr 1999 lagen die kommunalen Personal-
ausgaben in Brandenburg geringfügig (+0,8%),
der laufende Sachaufwand deutlich (+7%) über
Vorjahresniveau und jeweils über den durch-
schnittlichen Raten in den neuen Ländern. Die
sozialen Transferleistungen der Kommunen
mussten in Brandenburg (+1,1%) wie im Durch-
schnitt der neuen Ländern (+1,3%) 1999 nur
geringfügig aufgestockt werden. Der Rückgang
der Investitionsausgaben war im Jahre 1999 in
Brandenburg (-6,6%) fast ebenso stark wie im
Durchschnitt der ostdeutschen Kommunen (-7%).
In den ersten drei Quartalen des vergangenen
Jahres haben die ostdeutschen Kommunen ihre
Personalausgaben wieder um 1,9% reduziert. Ihre
laufenden Sachausgaben haben sich dagegen um
2,4% erhöht. Wie in den übrigen neuen Ländern
hat sich auch in Brandenburg das Wachstum der
sozialen Leistungen auf 3,8% beschleunigt. Im
Gegensatz zur durchschnittlichen Entwicklung in
den neuen Ländern hat sich in Brandenburg in
den ersten drei Quartalen 2000 der Rückgang
der Investitionsausgaben nicht fortgesetzt: Die
Sachinvestitionsausgaben lagen hier in diesem
Zeitraum um durchschnittlich 1,6% über, die
Bauausgaben jedoch erneut um 0,6% unter Vor-
jahresniveau.
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2. Kommunale Einnahmen 2001 im Zei-
chen des Steuersenkungsgesetzes

Für die kommunale Haushaltsentwicklung 2001
ist derzeit (08.01.2001) noch kein vollständiger
Ausblick möglich.5 Die wachsenden Probleme
in den Kommunalhaushalten des bevorstehen-
den Jahres werden aber schon an den Ergeb-
nissen der Steuerschätzung vom November
2000 deutlich, die erstmals auch die Auswirkun-
gen des Steuersenkungsgesetzes berücksichtigt
hat.6 Allein dieses Gesetz hat für die Kommu-
nen im Jahr 2001 bundesweit Mindereinnahmen
von 8,3 Mrd. DM zur Folge, davon 4,5 Mrd.
DM in Form unmittelbarer Steuerminderein-
nahmen und über 3,8 Mrd. DM Verlust an
Landeszuweisungen über den Steuerverbund im
kommunalen Finanzausgleich. Auch an dieser
Stelle sei ausdrücklich betont, dass die Minder-
einnahmen in Folge des Steuersenkungsgesetzes
erst 2005 voll zum Tragen kommen, also jen-
seits des aktuellen mittelfristigen Finanzplanungs-
zeitraums, der mit dem Jahr 2004 endet. Bun-
desweit steigen die kommunalen Einnahmeaus-
fälle in Folge dieses Gesetzes ab 2005 auf über
12 Mrd. DM.7

Für die ostdeutschen Städte und Gemeinden
hat die neue Steuerschätzung für 2001 – im
Gegensatz zu dem erwarteten Rückgang um 2%
in den westdeutschen Städten und Gemeinden –
ein geringfügiges Plus der erwarteten Steuerein-
nahmen gebracht (0,7%). Bei stark rückläufiger
Entwicklung des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer ( s. u. 2.2) resultiert dies vor al-
lem aus dem Wachstum des Gewerbesteuer-

aufkommens, für das der Arbeitskreis Steuer-
schätzungen – nach kontroverser Diskussion –
unter Berücksichtigung der mutmaßlichen Aus-
wirkungen des Steuersenkungsgesetzes für das
Jahr 2001 eine zweistellige Zuwachsrate unter-
stellt hat (s. u. 2.1). Die Relation der Steuerein-
nahmen je Einwohner gegenüber dem West-
niveau verbessert sich damit zwar weiter, liegt
allerdings auch 2001 erst bei 42% des West-
niveaus (vgl. Tabelle 2). Außerordentlich
schwach bleibt dabei vor allem das relative Ein-
nahmenniveau der ostdeutschen Städte beim
Gemeindeanteil an Einkommensteuer (vgl. Gra-
fik 3).

2.1. Gewerbesteuer

Die durchschnittliche Zuwachsrate des
Gewerbesteueraufkommens in den ostdeut-
schen Städten von 10,3% im Jahr 2001 resul-
tiert fast ausschließlich aus den vom BMF ge-
schätzten Auswirkungen des Steuersenkungs-
gesetzes. Der Deutsche Städtetag hat wieder-
holt auf die außerordentlichen Risiken hinge-
wiesen, die diese BMF-Schätzung insbesondere
für die Gewerbesteuerschätzung in den neuen
Ländern birgt.8 Vor allem die Schätzung der
Mehreinnahmen infolge der Absenkung der
degressiven Afa ist in mehrfacher Hinsicht nach
oben ausgereizt. Zudem erscheint auch der hier-
für vom BMF unterstellte Anteil der neuen Län-
der zu hoch angesetzt. Ob die Erwartung eines
insgesamt um gut 10% wachsenden Ge-
werbesteueraufkommens in den neuen Ländern
im Jahr 2001 realistisch ist, die der Arbeitskreis
aus heutiger Sicht für vertretbar hält, muss sich

Deutscher Städtetag

Tabelle 2: Steuereinnahmen der Gemeinden in den neuen Ländern 1999 bis 2001
                   - Ergebnisse des Arbeitskreises Steuerschätzungen vom November 2000 -

Steuerart 1999 2000 2001
Ost-West-Relation in v.H. des Westniveaus 

1)

Grundsteuer A 108,8 111,3 111,3
Grundsteuer B 67,5 68,6 69,7
Gewerbesteuer (brutto) 30,2 34,9 37,9
Gewerbesteuerumlage 17,3 19,8 23,4
Gewerbesteuer (netto) 33,6 38,9 42,2

Gemeindeanteil a.d. ESt 
*) 31,0 28,7 26,8

Gemeindeanteil a.d. USt *) 77,0 77,0 77,0
Grunderwerbsteuer x x x
Übrige Gemeindesteuern 56,4 58,9 60,6
Insgesamt 39,8 41,1 42,2
*)  Aus dem jeweiligen Aufkommen der einzelnen Jahre den Städten u. Gemeinden zustehende Anteile, unabhängig von den
   Abschlags- u. Abrechnungsverfahren in den einzelnen Ländern.-
1)  Gemessen an den DM je Einwohner-Zahlen, berechnet mit Einwohnerzahlen für die alten und die neuen Länder 
  (jeweils einschließlich der Stadtstaaten) vom 01.01.1999.

Eigene Zusammenstellung und Berechnungen nach Angaben des BMF.
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also erst erweisen. So haben die an der viertel-
jährlichen Städtetagsumfrage beteiligten ostdeut-
schen Städte Erwartungen für ihr
Gewerbesteueraufkommen 2001 gemeldet, aus
denen sich mit durchschnittlich +0,7% nur ein
insgesamt schwacher Aufkommenszuwachs er-
gibt. Ohnehin wird sich die Gewerbesteuer auf-
grund ihrer starken Gewinnabhängigkeit wie-
der örtlich außerordentlich unterschiedlich ent-
wickeln.

Die Vervielfältiger zur Berechnung der
Gewerbesteuerumlage wird durch das
Steuersenkungsgesetz in den neuen Ländern von
45% im Jahr 2000 auf 54% im Jahr 2001 ange-
hoben. Mit dieser Anhebung der Umlage sol-
len bundesweit die aus den Gegenfinanzierungs-
maßnahmen des Steuersenkungsgesetzes erwar-
teten Gewerbesteuermehreinnahmen der Städ-
te und Gemeinden durch Bund und Länder ab-
geschöpft werden.

2.2. Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer
in den neuen Ländern war auf Grund der hier
besonders negativen Wirkungen der Kindergeld-
erhöhung, aber auch in Folge der gegenüber den
alten Ländern schlechteren Beschäftigungs-
entwicklung schon im Jahr 2000 erwartungsge-
mäß rückläufig, allerdings nicht so stark wie noch
im Mai des vergangenen Jahres erwartet. Es ist
hier nochmals ausdrücklich darauf hinzuweisen,
dass es sich bei den Schätzungen des Arbeits-
kreises Steuerschätzungen für den Gemeinde-
anteil an der Einkommensteuer – wie für den

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer – um den
Anteil handelt, der den Städten und Gemein-
den aus dem Aufkommen des betreffenden
Jahres zusteht. Die Einnahmen, die den Städten
und Gemeinden unter Berücksichtigung der je-
weiligen Abschlags- und Spitzabrechnungs-
verfahren in den einzelnen Ländern zufließen,
weichen gerade in den neuen Ländern zum Teil
erheblich davon ab. Das beruhte in den beiden
vergangenen Jahren vor allem auf dem Zeit-
punkt der Kassenwirksamkeit der aufgestock-
ten West-Ost-Lohnsteuerzerlegung. Die Spät-
folgen dieses Vorgangs waren im 1. Quartal
2000 die auf stark reduziertem Niveau norma-
lisierten Spitzabrechnungsbeträge für das abge-
laufene Jahr, auf die die zweistelligen Minus-
raten der Einnahmen der Städte und Gemein-
den aus dem Gemeindeanteil an der Einkom-
mensteuer im vergangenen Jahr vor allem zu-
rückzuführen waren.

Dagegen lag der den Städten und Gemein-
den in den ostdeutschen Flächenländern aus dem
Aufkommen der Lohn- und Einkommensteu-
er sowie des Zinsabschlags zustehenden
Gemeindeanteil, wie ihn der Arbeitskreis Steu-
erschätzung prognostiziert, in den ersten drei
Quartalen 2000 um „nur“ -5,4% unter Vorjah-
resniveau allerdings bei von Land zu Land au-
ßerordentlich unterschiedlichen Entwicklungen.
Die Spanne der Veränderungsraten in den er-
sten drei Quartalen reichte von +3,8% in
Mecklenburg-Vorpommern bis -12,8% in Sach-
sen-Anhalt. Brandenburg lag mit -2,2% im Mit-
telfeld. Im Jahr 2001 ist vor allem in Folge des

Steuersenkungsge-
setzes in den neuen
Ländern mit einem
beschleunigten Rück-
gang des Gemeinde-
anteils an der Einkom-
mensteuer um durch-
schnittlich -11,4% zu
rechnen. Dahinter
steht erneut die Er-
wartung einer deutlich
schlechteren Entwick-
lung der Lohnsteuer in
den neuen Ländern im
Vergleich zu den alten
Ländern sowie eine
wieder verschlechterte
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Entwicklung bei der veranlagten Einkommen-
steuer, deren Aufkommen in den neuen Län-
dern nach wie vor stark negativ ist.

2.3. Übrige gemeindliche Steuereinnahmen

Die Zuwachsraten für den Gemeindeanteil an
der Umsatzsteuer haben sich 2001 wie 2000 in-
folge einer leicht reduzierten Schätzung für die
Steuern vom Umsatz auf jeweils +3,2% abge-
schwächt. Auch bei diesen Ergebnissen des Ar-
beitskreises Steuerschätzungen handelt es sich um
den Gemeindeanteil, der den Städten und Ge-
meinden aus dem Umsatzsteueraufkommen
des jeweiligen Jahres zusteht. Die Einnahmen,
die den Städten und Gemeinden in den ostdeut-
schen Flächenländern aus dieser Steuerquelle
nach dem jeweils geltenden Abschlags- und Ab-
rechnungsverfahren zugeflossen sind, wiesen in
den ersten drei Quartalen 2000 aber viel höhere
Zuwachsraten auf. Das beruhte auf der Anwen-
dung neuer Verteilungsschlüssel ab 01.01.2000,
die zu Umverteilungen zu Gunsten der ostdeut-
schen Flächenländer und zu Lasten Ost-Berlins
geführt haben.

Auch die Entwicklung der Grundsteuer B hat
sich im Jahr 2000 in den neuen Ländern noch
stärker verlangsamt als bei der Steuerschätzung
im Mai des vergangenen Jahres bereits erwar-
tet. Deshalb hat der Arbeitskreis für die Grund-
steuer B in den neuen Ländern nun für 2001
wie für 2000 durchschnittliche Aufkommens-
zuwächse von nur noch gut 4% unterstellt.

Anmerkungen:
1 Für die Entwicklung im Jahr 2000 liegen bisher erst die

Ergebnisse der amtlichen Kommunalfinanzstatistik für
die ersten drei Quartale vor. Bei den Zahlenangaben in
den Grafiken zu den kommunalen Einnahmen und Aus-
gaben in West und Ost sowie den Investitionen handelt
es sich für 2000 noch um Prognoseergebnisse vom Früh-
jahr des vergangenen Jahres.

2  Ähnliche Ergebnisse weisen für frühere Jahre die entspre-
chenden Tabellen in den jährlichen Gemeindefinanz-
berichten des Deutschen Städtetages aus. Vgl. zuletzt
Hanns Karrenberg/Engelbert Münstermann, Gemeinde-
finanzbericht 2000, in: Der Städtetag 53 (2000), H. 4.

3 Zu den kommunalen Finanzausgleichen in den neuen
Ländern sei ebenfalls im Einzelnen auf die jährlichen
Gemeindefinanzberichte des Deutschen Städtetages ver-
wiesen.

4 Deutsches Institut für Urbanistik, Der kommunale Inve-
stitionsbedarf bis 2009, Berlin 2001, erscheint in Kürze

5  Die Prognose der kommunalen Spitzenverbände für die
kommunale Haushaltsentwicklung 2001 wird erst in der
Jahresanfangspressekonferenz des Deutschen Städteta-
ges am 23.01.2001 der Öffentlichkeit vorgestellt.

6 Vgl. Hanns Karrenberg, Neue Steuerschätzung für 2000
und 2001, in: Kommunale Steuerzeitschrift 49 (2000),
H. 12, S. 221ff.

7 Vgl. Hanns Karrenberg, Das verabschiedete Steuer-
senkungsgesetz und seine Auswirkungen auf die Kom-
munalfinanzen, in: Zeitschrift für Kommunalfinanzen
50 (2000), H. 10, S. 218ff.

8  Hanns Karrenberg, Das Steuersenkungsgesetz aus städti-
scher Sicht, in: Zeitschrift für Kommunalfinanzen 50
(2000), H. 5, S. 106f.; Hanns Karrenberg, Das verab-
schiedete Steuersenkungsgesetz (wie Anm. 7), S. 223f.

Der Autor: Hanns Karrenberg ist Hauptre-
ferent beim Finanzdezernat des Deutschen
Städtetages Köln/Berlin.
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Der kommunale Finanzausgleich 2001
in Brandenburg

Josef Odendahl

Die Verbundquote ist vom Gesetzgeber auf 25
v.H. des Anteils des Landes an der Einkom-
mensteuer, der Körperschaftssteuer und der
Umsatzsteuer, sowie der Landessteuern, ein-
schließlich des Landesanteils an der
Gewerbesteuerumlage festgesetzt worden; für
das Haushaltsjahr 2000 waren das nach dem
noch angewandten Gleichmäßigkeitsgrundsatz
26,1 v.H. Für das kommende Haushaltsjahr er-
rechnet sich eine Dotierung der kommunalen
Finanzausgleichsmasse, die sich wie in Tabelle 1
abgebildet, darstellt.

Diese Finanzmasse teilt sich wie aus Tabelle 2
ersichtlich auf: Außer in der Dotierung hat das
GFG 2001 in weiteren Punkten Änderungen ge-
genüber dem Gesetz für das Jahres 2000 erfah-
ren: Bei dem für die Schülerbeförderung zur
Verfügung stehende Betrag von 40.215.050 DM
(§ 15 Abs. 3 GFG 2001) wird nicht mehr der
Multiplikator 100 v.H. für Schüler mit Wohnung

oder Ausbildungs- oder Arbeitsstätte in Land-
kreisen und 80 v.H. in kreisfreien Städten in An-
satz gebracht. Für das Haushaltsjahr 2001wird
wieder auf das frühere System umgestellt, in
dem für Schülerinnen und Schüler mit Wohnung
oder Ausbildungs- oder Arbeitsstätte in Land-
kreisen mit einer Bevölkerungsdichte von bis zu 70
Personen je Quadratkilometer ein Multiplikator von
120 v.H., in Landkreisen mit einer Bevölkerungs-
dichte von über 70 Personen je Quadratkilometer
ein Multiplikator von 100 v.H. und in kreisfreien
Städten ein Multiplikator von 70 v.H. in Ansatz
gebracht wird. Die Mittel als anteiliger Ausgleich
für die Wahrnehmung übertragener Aufgaben
in Höhe von 314 Mio. DM nach § 19 GFG
2001 werden mit einem Anteil von 40 v.H.
gleichmäßig und mit einem Anteil von 60 v.H.
nach der Einwohnerzahl aufgeteilt. Nach dem
GFG 2000 erfolgte die Mittelverteilung gleich-
mäßig nach der Einwohnerzahl. Auch entfällt

2001
TDM

2000
TDM

Abweichung
TDM

Entwicklung
%

Verbundmasse (brutto) 3.308.500 3.341.100 -32.600 99,0
Abrechnung Vorjahre 50.000 -106.163 156.163
Verbundmasse (netto) 3.358.500 3.234.937 123.563 103,8
Sonstige Mittel Landeshaushalt 23.470 23.470 0 100,0
Vorwegnahme von Verbundmitteln 5.000 5.000 0 100,0

Finanzausgleichsmasse 3.376.970 3.253.407 123.563 103,8
Ausgleich für Steuerausfälle infolge der
Neuregelung des
Familienleistungsausgleichs (netto)

125.500 112.850 12.650 111,2

Mittel insgesamt 3.502.470 3.366.257 136.213 104,0

Rechtzeitig vor Beginn des neuen Haushaltsjahres hat der Brandenburger Landtag am
14.12.2000 ein Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) für das Haushaltsjahr 2001 beschlossen.
Die wesentliche Veränderung gegenüber dem Jahr 2000 liegt in der Vorgabe einer festen
Verbundquote und damit in der Abkehr vom sogenannten Gleichmäßigkeitsgrundsatz. Die
Höhe der Dotierung ist Ausfluss der vom Gesetzgeber bei der Verabschiedung des Doppel-
haushalts des Landes für die Haushaltsjahre 2000 und 2001  eingegangenen Bindung. Der
Beschluss eines im Kommunalbereich erwarteten und vielfach geforderten Finanzausgleichs-
gesetzes ist entgegen der in der Koalitionsvereinbarung getroffenen Absprache zurückge-
stellt worden, weil die zwischen den Koalitionspartnern ebenfalls verabredete Gemeinde-
strukturreform durch ein kommunales Finanzausgleichsgesetz abgeschlossen werden soll.

Tabelle 1: Übersicht über die Finanzausgleichsmasse
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im Jahr 2001 die Auszahlung der auf die amts-
angeshörigen Gemeinden entfallenden Beträge
an die Ämter. Weiter ist die Verteilungsregelung
des § 19 Abs. 3 GFG geändert worden. Die
Mittelzuweisungen für übertragene Aufgaben
erfolgen mit 40 v.H. gleichmäßig und mit 60
v.H. nach der Höhe der Einwohnerzahl. Diese
wieder eingeführte Relation trägt dem Umstand
Rechnung, dass die bisherige theoretische An-
nahme, bei jedem Aufgabenträger bestehe ein
Grundbedarf für die Vorhaltung der zu erledi-
genden Aufgaben, und zwar unabhängig von
der Zahl der zu versorgenden Einwohner und
der zu bearbeitenden Fallzahlen, sich empirisch
nicht beweisen lässt. Statistische Erhebungen
haben vielmehr zu der Erkenntnis geführt, dass
die Ausweisung der Kosten maßgeblich vom
verwaltungsorganisatorischen Geschick und der
Tüchtigkeit der jeweiligen kommunalen
Verantwortungsträger beeinflusst werden. Mit
der Wiedereinführung eines Sockelbetrages folgt
Brandenburg anderen Bundesländern, wie zum
Beispiel Mecklenburg-Vorpommern.

Neu ist weiter die Bereitstellung von 30 Mio.
DM im Ausgleichsfonds (§ 16) für „hoch-
verschuldete“ Gemeinden. Mit diesem Hilfe-
angebot will der Gesetzgeber dem Umstand
Rechnung tragen, dass es gerade in den ersten
Jahren der kommunalen Selbstverwaltung in
Brandenburg zu Fehlentwicklungen im Investi-
tionsbereich gekommen ist, die zwar im Inter-
esse eines schnellen Aufbaus des örtlichen Ge-
meinwesens, aber dennoch in falscher Einschät-

zung der tatsächlichen Verhältnisse erfolgt sind.
So sind, beispielsweise in der falschen Erwar-
tung eines Bedarfs Gewerbegebiete erschlos-
sen und sonstige Infrastrukturen zur Verfügung
gestellt worden, die sich von den auftrag-
gebenden Gemeinden nicht refinanzieren lassen.
In diesen Fällen soll den betroffenen Gemein-
den die Gelegenheit zur Antragstellung auf Zu-
weisungen gegeben werden, wenn die bestehen-
den finanziellen Verpflichtungen sie daran hin-
dern, auf Dauer zu einer ausgeglichenen Haus-
haltsführung zu kommen. Die Landesregierung
wird dem Gesetzgeber nach einem hierzu
gefassten Beschluss vorschlagen, Mittel aus ent-
sprechenden „Sonderfonds“ auch für die
Haushaltsjahre 2002 und 2003 zur Verfügung
zu stellen, so dass den hochverschuldeten Ge-
meinden in den nächsten drei Jahren 90 Mio.
DM zur Verfügung stehen werden.

Mit diesen Mittelzuweisungen wird es nicht
nur möglich sein, den Status der brandenburgi-
schen Kommunen als Nachfrager nach günsti-
gen Kommunalkrediten deutlich zu verbessern;
es dürften von dieser Maßnahme auch positive
Signale für zukünftige Gemeindezusammen-
schlüsse ausgehen. Die Bearbeitung der Anträ-
ge und die Entscheidung  über sie ist dem Mi-
nisterium des Innern übertragen worden, das
jeden Antragsfall einer sorgfältigen Prüfung vor
Ort, insbesondere im Hinblick auf die Validität
der abgeschlossenen Verträge unterziehen wird.

Durch die Einrichtung des Sonderfonds für
hochverschuldete Gemeinden sind aus dem

2001
(in TDM)

2000
(in TDM)

Abweichung
(in TDM)

Entwicklung
(in %)

Schlüsselzuweisungen insgesamt 2.371.300 2.280.000 91.300 104,0
Davon Städte und Gemeinden zusammen 1.787.500 1.720.000 67.500 103,9
davon Vorwegschlüsselzuweisungen 77.000 74.000 3.000 104,1
davon Städte und Gemeinden 1.710.500 1.646.000 64.500 103,9
davon Landkreise 583.800 560.000 23.800 104,3
Zuweisungen für übertragene Aufgaben 314.000 314.000 0 100,0
Schullastenausgleich 225.000 225.000 0 100,0
Ausgleichsfonds 89.423 78.510 10.913 113,9
Davon Zuw. für Gemeindezusammenschlüsse 7.000 9.000 -2.000 77,8
Davon Schuldenmanagementfonds Abwasser 38.470 38.470 0 100,0
Davon Fonds für hochverschuldete Gemeinden 30.000 0 30.000
Förderung sozialer Dienste 30.000 30.000 0 100,0
Theaterpauschale 21.747 21.747 0 100,0
Investitionspauschale 415.000 386.000 29.000 107,5
Investitionsfonds 21.000 16.000 5.000 131,3
Anteil Fördermix aus der Verbundmasse 15.000 15.000 0 100
Mittel insgesamt 3.502.470 3.366.257 136.213 104,0

Tabelle 2: Aufteilung der Finanzmasse
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Ausgleichsfonds des GFG in Höhe von
89.423.000 DM 68.470.000 DM (38.470.000
Schuldenmanagementfonds für Abwasser-
maßnahmen, 30.000.000 DM Fonds für hoch-
verschuldete Gemeinden) zweckgebunden, so
dass nur noch 20.953.000 DM als „Bedarfszu-
weisungen an Gemeinden und Landkreise ein-
schließlich Zuweisungen zum Erhalt freiwilli-
ger Selbstverwaltungsaufgaben“ zur Verfügung
stehen werden.

Für einen derzeit noch nicht bezifferbaren Teil
des nicht ausdrücklich zweckgebundenen Teils
des Ausgleichsfonds besteht de facto eine wei-
tere Zweckbindung. In seinem sogenannten
Neulietzegöricke-Urteil vom 16. September
19991 hat das Verfassungsgericht Brandenburg
entschieden: „§ 16 GFG 1998 ist in verfassungs-
konformer Weise dahin auszulegen, dass aus
dem Ausgleichsfonds Gemeinden, soweit ihnen
trotz sparsamster Wirtschaftsführung und Aus-
schöpfung aller Einnahmemöglichkeiten kein
finanzieller Spielraum für ein Mindestmaß an
freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben verbleibt,
Unterstützung zu gewähren ist. Für diese Fälle
ist die Gemeinde nicht zur Rückzahlung ver-
pflichtet“2. Nach dieser in ihrer weitreichenden
Konsequenz bisher einmaligen Entscheidung
erweitert das Verfassungsgericht den Anspruch
der Gemeinden auf eine angemessene Finanz-
ausstattung auf eine Prüfung der finanziellen Ver-
hältnisse der einzelnen Gemeinde und trennt
sich damit auch vom anerkannten gesetzgeberi-
schen Gestaltungsspielraum, in dem es dieser
Gemeinde einen Anspruch auf erweiterte
Finanzausstattung unabhängig von der finanzi-
ellen Leistungskraft des Landes zuerkennt.3 In
seiner Konsequenz bedeutet dies, dass bei einer
für diesen Fall nicht ausreichenden Ausstattung
des Ausgleichsfonds das Land entweder die
Mittel des Finanzausgleichs erhöhen oder die
allgemeinen Zuweisungen zugunsten des Aus-
gleichsfonds zu kürzen gezwungen ist. Auch
bedeutet diese Mittelzuerkennung in der Praxis
erhebliche Schwierigkeiten, denn das Land ist
gezwungen, die in keiner Weise konkretisierten
unbestimmten Rechtsbegriffe der „sparsamsten
Wirtschaftsführung“ und vor allen Dingen des
„Mindestmaßes an freiwilligen Selbstverwal-
tungsaufgaben“ verbindlich auszulegen.

Ein weiteres Problem, das schon mit dem
GFG 2001 zur Lösung anstand, war die Über-
prüfung der bedarfsgerechten Ausstattung der

Gemeinden und Gemeindeverbände mit Mit-
teln des kommunalen Finanzausgleichs. In sei-
nem Neulietzegöricke-Urteil hat das Verfas-
sungsgericht weiter festgestellt:

„Die Anwendung des sog. Gleichmäßigkeits-
grundsatzes führt für sich genommen noch nicht
zur Verfassungswidrigkeit des Finanzierungs-
systems. Allerdings gerät eine langjährig wieder-
kehrende Anwendung des Gleichmäßigkeits-
grundsatzes bei der Bestimmung der Verbund-
quote in Konflikt mit der Art. 99 Satz 2 LV
zugrundeliegenden Verpflichtung zu einem auf-
gabenadäquaten Finanzausgleich. Der Gesetz-
geber ist von Verfassungs wegen gehalten, in
regelmäßigen Zeitabständen – spätestens für das
Haushaltsjahr 2001 und sodann spätestens alle
drei Jahre – zu überprüfen, ob eine nach dem
Gleichmäßigkeitsgrundsatz bestimmte
Verbundquote noch dem tatsächlichen Bedarf
der Gemeinden gerecht wird; gegebenenfalls
muss er die Quote anpassen.“4

Mit dem „Gleichmäßigkeitsgrundsatz“ hatte
der Gesetzgeber sichergestellt, dass sich die im
Finanzausgleich zur Verfügung gestellten Mittel
im gleichen Umfang erhöhten (ggf. auch ab-
nahmen) wie die Einnahmen des Landes. Jetzt
mit der Feststellung zu argumentieren, der
Gleichmäßigkeitsgrundsatz werde nicht mehr
angewendet und die Forderung des Verfassungs-
gerichts nach einer Überprüfung seiner Ergeb-
nisse sei damit nicht mehr erforderlich, würde
nicht den vom Verfassungsgericht verfolgten
Zielen entsprechen. Mit seiner Forderung nach
Überprüfung stellt das Verfassungsgericht die
Frage nach der ausreichenden Finanzausstattung
und argumentiert, dass diese nicht – wie bisher –
einnahmenorientiert, sondern ausgabenorientiert
zu erfolgen habe. Dabei „ist der Gesetzgeber
nicht verpflichtet, die unabweisbaren Aufgaben
des Landes den Pflichtaufgaben der Gemein-
den Punkt für Punkt gegenüberzustellen und eine
dementsprechende Quote zu bilden. Der Ge-
setzgeber ist jedoch gehalten, bei der Bedarfs-
ermittlung die Aufgaben der Gemeinden in den
Blick zu nehmen und den Ausgleich unter Be-
rücksichtigung dieser Aufgabenbelastung vor-
zunehmen. Sein Gestaltungsspielraum findet
seine Grenze in dem Verbot der offensichtlichen
Disproportionalität von wahrzunehmenden
Aufgaben und Mittelzuweisung (vgl. hierzu Nie-
dersächsischer Staatsgerichtshof, Urteil vom 25.
November 1997 – StGH 14/95 u.a. -, Nds.Rpfl.
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1998, 145, 147). Die Zuteilung der jeweiligen
Mittel muss sich an der Aufgabenverteilung zwi-
schen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbän-
den orientieren (vgl. hierzu Bayerischer
Verfassungsgerichtshof, Urteil vom 27. Febru-
ar 1997 – Vf,17-VII-94, BayVBl. 1997, 303,
305; Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfa-
len, Urteil vom 1. Dezember 1998 – VerfGH
5/97 -, S. 11 ff. des Entschei-dungsumdrucks).
In diesem Sinn hat der Gesetzgeber die Aufga-
ben der Gemeinden und des Landes überschlä-
gig zu gewichten und einen Ausgleich zwischen
ihnen herzustellen“5. „Von daher ist eine regel-
mäßige Überprüfung der Stimmigkeit des
Finanzierungssystems erforderlich, die einbezieht,
dass sich der Aufgabenzuschnitt auf Seiten der
Gemeinden und die Aufgabenverteilung zwi-
schen Land und Gemeinden und/oder die auf
die Aufgabenwahr-nehmung entfallenden Ko-
sten verändert haben können, sei es aufgrund
gesetzlicher Regelungen oder aufgrund tatsäch-
licher Umstände“6.

Damit verlangt das Verfassungsgericht eine
Untersuchung der Kostenentwicklung für die
Pflichtaufgaben der Gemeinden in den Jahren
1998 bis 2000 und eine Gegenüberstellung der
Kostenentwicklung für die „unabweisbaren
Aufgaben“ des Landes im selben Zeitraum. Eine
solche Untersuchung würde zum einen die Be-
stimmung aller Pflichtaufgaben der Gemeinden
und deren kostenmäßige Bewertung verlangen;
wobei die Schwierigkeit bestünde, innerhalb der
Kosten für die „Pflichtaufgaben“, nach den not-
wendigen und den innerhalb der Pflichtaufgaben
geleisteten freiwilligen Aufgaben zu unterschei-
den. Das ist ein Verlangen, das gerade vor dem
Hintergrund der verfassungsrechtlich garantier-
ten Zuständigkeit der Gemeinden, alle Angele-
genheiten der örtlichen Gemeinschaft zu regeln,
praktisch kaum zu erfüllen ist. Seit Jahren wird
eine „aufgabenorientierte“ oder eine „einwoh-
nerorientierte“ Bedarfsermittlung für den kom-
munalen Finanzausgleich kontrovers diskutiert.
Diese Auseinandersetzung ist durch das Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom 11. No-
vember 1999 aktualisiert worden ist.7 Während
auf der einen Seite die Befürworter einer
einwohnerbezogenen Bedarfsermittlung 8

zur Zeit noch eine Mehrheitsmeinung vertreten,
wird andererseits vehement der Übergang zu
einer aufgabenbezogenen Bedarfsermittlung
verlangt.9 In seiner Stellungnahme zum Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom 11. No-

vember 1999 vertritt auch Bull die Auffassung,
dass eine aufgabenorientierte Zuweisung von
Finanzausgleichsmitteln zumindest versucht
werden könnte.10

Der Brandenburgische Gesetzgeber hat sich
im Hinblick auf die Ausgestaltung des
Gemeindefinanzierungsgesetzes 2001 der Auf-
fassung der Landesregierung angeschlossen,
dass eine Einzeluntersuchung der Kostenbela-
stung der Gemeinden für Pflichtaufgaben und
deren Gegenüberstellung zu den Kosten des
Landes für unabweisbaren Aufgaben nicht mög-
lich wäre und hat den Bericht des Ministeriums
des Innern und des Ministerium der Finanzen
„zum Nachweis der symmetrischen Verteilung
der finanziellen Mittel zwischen Land und Kom-
munen gem. Urteil des Landesverfassungs-
gerichtes Brandenburg vom 16. September 1999
(VfGBbg 28/98 Neulietzegöricke-Urteil)“ ak-
zeptiert. In diesem Bericht wird die Kostenent-
wicklung anhand ausgewählter Kennziffern ver-
glichen und bewertet und es wird festgestellt,
dass die verglichenen Aufgaben der Gemein-
den keinen Anlass zu einer Änderung (Erhö-
hung) der im Finanzausgleich zur Verfügung
gestellten Mittel erforderlich machen.

Grundlage für die einwohnerbezogene Be-
darfsermittlung ist auch in Brandenburg heute
noch die sogenannte Hauptansatzstaffel, mit
deren Hilfe der Bedarf der Kommunen anhand
der Einwohnerzahl bestimmt wird. Ausgehend
von der Popitzschen These, dass der städtische
Bürger einen höheren Bedarf an öffentlichen
Dienstleistungen habe, als der Bewohner des
ländlichen Raums11, wird die Zahl der Einwoh-
ner einer Gemeinde mit einem Wert multipli-
ziert, der mit der Einwohnerzahl kontinuierlich
ansteigt. Die Gültigkeit des von Popitz erarbei-
tete Grundsatzes des Mehrbedarfs der Gemein-
de allein aufgrund der steigenden Einwohner-
zahl wird heute in der Literatur vielfach bestrit-
ten.12 Insbesondere wird die Auffassung ver-
treten, dass außer der Zahl der Einwohner auch
noch weitere Kriterien, z.B. Umlandfunktionen
der Gemeinden zu berücksichtigen seien. Auch
das Verfassungsgericht Brandenburg hat sich der
Kritik an der einwohnerbezogenen Hauptansatz-
staffel angeschlossen und festgestellt: „Die Er-
mittlung des Finanzbedarfs einer Gemeinde mit
Hilfe der sog. Einwohnerveredelung ist jeden-
falls für das Haushaltsjahr 1998 verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstanden. Spätestens für
das Haushaltsjahr 2001 darf der Gesetzgeber
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aber an der Hauptansatzstaffel nicht mehr fest-
halten, ohne hierfür eine nachvollziehbare und
tragfähige Begründung zu geben. Alsdann ist
der Gesetzgeber verpflichtet, spätestens alle
drei Jahre die Geeignetheit der Hauptansatz-
staffel zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Ge-
meinden zu überprüfen und gegebenenfalls die
Bestimmungen über die Errechnung der
Ausgangsmesszahl neu zu gestalten“13. Dieser
Forderung ist der brandenburgische Gesetzge-
ber bereits mit dem Gemeindefinanzierungs-
gesetz 2000 nachgekommen, indem er nach ei-
ner eingehenden Untersuchung der Zu-
schussbedarfe der Gemeinden in den einzelnen
Gemeindegrößenklassen über die Hauptansatz-
staffel verändert und die sogenannte „Sprei-
zung“, d.h. den Multiplikator verändert hat.
Weiter hat er den Gemeinden mit Umland-
funktionen, d.h. den Oberzentren, Großen kreis-
angehörigen Gemeinden, Mittelzentren, Grund-
zentren und Kleinzentren, eine höhere Sprei-
zung in der Einwohnerveredlung zugebilligt. Für
das Haushaltsjahr 2001 betragen die Multi-
plikatoren zur Errechnung der Ausgangs-
messzahl bei Gemeinden

bis zu 2.500 Einwohnern 100,

mit 7.500 Einwohnern 103,

mit 15.000 Einwohnern 108,

mit 35.000 Einwohnern 118,

mit 45.000 Einwohnern 123,

mit 55.000 Einwohnern 128,

bei kreisfreien Städten, in Branden-
burg als Oberzentren ausgewiesen, 138.

Bei Großen Kreisangehörige Städten
beträgt der Multiplikator mindestens 123,

bei Mittelzentren mindestens 118,

bei Grundzentren mindestens 113,

bei Kleinzentren mindestens 103.

Diese Staffelung muss im Zuge der weiteren
Untersuchungen einer Prüfung unterzogen wer-
den, denn sie berücksichtigt einzelne aus dem
Kommunalbereich kommende Forderungen,
wie z.B. die Wahrnehmung von Teilfunktionen
einer höheren Einstufung (z.B. Grundzentrum
mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums) noch
nicht. Die Berechtigung dieser Forderungen

muss einer Untersuchung unterzogen werden.
Weiterhin sind auch noch Fragen an die Bewer-
tung der einzelnen „Funktionsträger“ wie z.B.
die Untersuchung der Wirkungen des sogenann-
ten „spill-over-Effekts“ ungeprüft.1. Die Fra-
ge, inwieweit kreisfreie Städte und die sie um-
gebenden Landkreise einzelne Aufgaben paral-
lel durchführen und zu welchen Einsparungen
es in diesem Bereich kommen kann, bedürfen
einer sorgfältigen Untersuchung.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass das
Gemeindefinanzierungsgesetz für das Haushalts-
jahr 2001 nicht allen Forderungen des kommu-
nalen Bereichs entspricht. Die Abkehr vom
Gleichmäßigkeitsgrundsatz und Reduzierung
der Verbundquote auf 25 v.H. ist im Hinblick
auf die zu erwartenden Steuerausfälle durch die
Steuerreform des Bundes geboten; die Festset-
zung der Quote liegt im Rahmen des
Gestaltungsspielraums des Landesgesetzgebers.

Anmerkungen:
1 Verfassungsgericht des Landes Brandenburg, Urteil vom

16. September 1999 – VfGBbg 28/98.
2 Ebenda, Leitsatz 3
3 Vgl. u.a. NWVerfGH, Urt. v. 9.7.1998 – VerfGH 16/

96.
4 VfGBbg (wie Anm. 1), Leitsatz 1b.
5 Ebenda, S. 29 f. des Entscheidungsumdrucks.
6 Ebenda, S. 31 des Entscheidungsumdrucks.
7 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 11. Novem-

ber 1999 – BvF 2/98, BvF 3/98, BvF 1/99 und BvF
2/99.

8 z.B. Parsche/Steinherr, Der kommunale Finanzausgleich
des Landes Nordrhein-Westfalen, ifo Institut für Wirt-
schaftsforschung, München 1995; Vesper, Kommunal-
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nern des Landes Brandenburg, Berlin, März 2000; dazu
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sächsischen kommunalen Finanzausgleich,
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SPD-Fraktion im Sächsischen Landtag, 1998.
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Der erste Teil dieser von Dr. Frank Berg erstell-
ten  Studie beschreibt und problematisiert den
auf der Landesebene eingeleiteten Verwaltungs-
optimierungsprozess. Es wird gezeigt, dass ein
Reformprozess in Gang gekommen ist, der nicht
mehr umkehrbar zu sein scheint, dass anderer-
seits die institutionelle und personelle Ausstat-
tung der Steuerung dieses Prozesses sowie vor
allem die inhaltliche Zielorientierung erhebli-
che Schwächen aufweisen.

Im weiteren geht die Studie analytisch auf
quantitative Personalentwicklungen auf der
Ebene des Landes und der Gemeinden/Ge-
meindeverbände ein. Hierbei werden durchgän-
gig Vergleiche mit anderen Bundesländern, dar-
unter insbesondere mit Schleswig-Holstein, her-
angezogen. Im Ergebnis zeigt sich:

- Der Personalbestand Brandenburgs (Lan-
des- und Gemeindeebene) ist noch vergleichs-
weise höher als in den westlichen Bundeslän-
dern. Der Abstand ist aber deutlich geringer ge-
worden und erklärt sich – vor allem auf der
Gemeindeebene – weitgehend durch
verwaltungsseitig unbe-einflussbare strukturelle
und aufgabenspe-zifische Besonderheiten.

- Bislang vorliegende Studien und amtliche
Bekanntmachungen benennen oft deshalb noch
größere Abstände, weil in Vergleiche nur Kern-
bereiche der Verwaltung einbezogen werden
und Teilzeit nicht berücksichtigt wird.

- Zielstellungen eines weiteren Personalabbaus
in Land und Gemeinden sind weniger aus dem
Vergleich mit anderen Bundesländern begründ-
bar als aus den Zwängen der Finanzhaushalte.

- Neben der quantitativen Stellenbetrachtung
gewinnen Fragen der qualitativen Personalent-
wicklung, der Motivations- und Leistungs-
förderung im Kontext von Modernisierungs-
maßnahmen an Bedeutung.

Die Analysen stützen sich insbesondere auf
Materialien des Statistischen Bundesamtes so-
wie der Statistischen Landesämter Brandenburg,
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vor-
pommern. Einbezogen sind Personalausgaben

(Landes- und Gemeindeebene), die Anzahl der
beschäftigten Personen sowie Haushaltsstellen.

Beim Vergleich zwischen Brandenburg und
Schleswig-Holstein zu Personal und Personal-
ausgaben auf Gemeindeebene wird auf eine
Reihe von Problemen aufmerksam gemacht,
die zu berücksichtigen sind: So wird das Per-
sonal in den kaufmännisch geführten Bereichen
statistisch nicht unter Personalausgaben geführt;
der Anteil dieser Bereiche ist in S-H ca. 3%
höher als in BB. Der Anteil der Angestellten ist
in BB höher, der Anteil der Beamten geringer
als in S-H; daraus resultieren höhere laufende
Dienstbezüge in Brandenburg. Evtl. höhere
Tarifeingruppierungen könnten in BB dadurch
eintreten, dass der Anteil der Führungspersonen
mit Hochschulabschluss höher ist. In der Ten-
denz erfordert die geringere Einwohnerdichte
in BB einen relativen Mehraufwand an Perso-
nal bei gleich großen Verwaltungsterritorien.
Die Kreis-, Gemeinde- und Ämterebene sind
im Vergleich beider Länder unterschiedlich
gewichtet; Kreise nehmen aufgrund der
einwohnerschwächeren Gemeindeebene in BB
stärker eine Ausgleichs- und Ergänzungs-
funktion für die Kommunen wahr. Ein Mehr-
aufwand an Verwaltungsleistungen entsteht in
Brandenburgs kommunaler Ebene durch spe-
zifische Aufgabenbestände (Kreise: Ämter zur
Regelung offenen Vermögensfragen, Kataster-
und Vermessungsämter, untere Wasser- und
Naturschutzbehörden; Gemeinden: umfangrei-
chere Aufgaben bei Bau- und Straßenverkehrs-
maßnahmen, Grundbuchämtern, Fördermit-
telverwaltung, Kitas, Vor-Ort-Sozialhilfe u.a.m.).

Unter Beachtung dieser Besonderheiten und
vor allem bei Berücksichtigung der speziellen
Situation im Kita-Bereich (BB hat 19% des
gemeindlichen Gesamtpersonals in Kitas be-
schäftigt, S-H nur 5%), tendiert der Unterschied
der Personalausstattung auf der Gemeinde-
ebene beider Länder gegen Null.

Die Studie plädiert aus diesen Gründen ins-
gesamt für einen sachlicheren und differenzier-
ten Umgang mit Ost-West-Vergleichen bei
Personalausstattungen der öffentlichen Hand.

 Neu: Arbeitshefte des KWI
Heft 1: Personal in Land und Gemeinden Brandenburgs

Frank Berg: Personal in Land und Gemeinden Brandenburgs, Kommunalwissenschaftliches
Institut der Universität Potsdam, Arbeitshefte 1, November 2000, 45 S., ISBN 3-935024-15-0.
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Auch im 11. Jahr nach der deutschen Wieder-
vereinigung stehen die Städte und Gemeinden
in den neuen Länden nach wie vor vor großen
Herausforderungen. Die 1990 vorausgesagten
„blühenden Gärten“ sind leider immer noch
nicht Realität geworden. Diejenigen, die 1990,
nach der politischen Wende in der ehemaligen
DDR, ein „Tal der Tränen“ und eine lange Zeit-
schiene für die tatsächliche Angleichung der
Lebensverhältnisse in den neuen Bundesländern
vorausgesagt hatten, wurden als Pessimisten, ja
sogar als Gegner der deutschen Einheit ange-
prangert. Leider müssen wir jedoch konstatie-
ren, dass diese Kritiker oder besser Realisten,
Recht behalten haben. Unbeschadet dessen kön-
nen und müssen wir, bei allen Problemen und
Schwierigkeiten, stolz auf das Erreichte sein.
Immerhin ist in nur 10 Jahren ein bedeutender
Aufholprozess zu verzeichnen, der sich in fast
allen Städten und Gemeinden auch im Land
Brandenburg widerspiegelt. Allen Unkenrufern
zum Trotz.

Dass die Angleichung der Lebensverhältnisse
in den neuen Ländern noch nicht zu dem Er-
folg geführt hat, den viele Bürgerinnen und
Bürger und auch Politiker erwartet haben, muss
konstatiert werden, darf aber nicht dazu füh-
ren, das Erreichte klein zu reden. Nichts desto
trotz ist es Aufgabe des kommunalen Spitzen-
verbandes der Städte, Gemeinden und Ämter
in Brandenburg immer wieder kritisch und rea-
listisch die Situation in den Kommunen zu be-
schreiben und Einfluss zu nehmen, dass durch
Landes-, Bundes- und zunehmend auch Euro-
papolitik der Entwicklungsprozess in unseren
Städten und Gemeinden nicht durch zusätzli-
che und unnötige Lastenaufbürdung in seinem
Vorankommen immer mehr belastet oder so-
gar gehemmt wird. Unbeschadet der Tatsache,
dass sich die Situation der öffentlichen Haus-
halte, egal ob bei Bund, Ländern oder Kom-
munen in den letzten Jahren zum Teil erheblich
negativ entwickelt hat, werden lustig weiter un-
nötig kostentreibende Normen und Standards
durch die Ministerialbürokratie und die Gesetz-
geber auf Landes-, Bundes- und europäischer

Ebene produziert. Dabei wird meistens unbe-
rücksichtigt gelassen, dass ca. 90% der Bundes-
gesetzgebung und 80% der europäischen Ge-
setzgebung unmittelbar auf die Kommunen
durchgreifen.

Vor diesem Hintergrund war auch durch den
Städte- und Gemeindebund Brandenburg der
Entwurf des Gesetzes zur Regelung der Zuweisungen
des Landes Brandenburg an die Gemeinden und Land-
kreise im Haushaltsjahr 2001 (Gemeindefinanzierungs-
gesetz 2001 – GFG 2001) zu betrachten.

Allgemein war zu bestätigen, dass die
Verbundmittel gegenüber dem Vorjahr um rund
124 Mio. DM Netto gestiegen sind. Insoweit
könnte für die Kommunen in vermeintlicher
Anlegung des sogenannten „Gleichmäßigkeits-
grundsatzes“ eine Erhöhung der Finanz-
ausstattung gefolgert werden. Dieses von der
Landesregierung Mitte der 90er Jahre eingeführ-
te „Gleichmäßigkeitsprinzip“ besagt, dass die
Kommunen im gleichen Verhältnis an den Mehr-
oder Mindereinnahmen des Landes beteiligt
werden sollen. Dieses führte in den Jahren vor
2000 dazu, dass die Finanzzuweisungen des
Landes Brandenburg an die Kommunen jähr-
lich in bis zu dreistelligen Millionenbeträgen
weniger betrugen, als in den Jahren vor 1996.
Das Gleichmäßigkeitsprinzip unterliegt einem
Berechnungsprozess. Sowohl für die Länder als
auch für die Kommunen findet eine sogenann-
te Spitzabrechnung der eigenen Steuereinnah-
men mit mehrjähriger Rückwirkung statt.

Dieses Verfahren, durchaus umstritten und
reformbedürftig, führte dazu, dass die Kom-
munen des Landes Brandenburg ab dem Jahr
2000 rein rechnerisch einen nicht unbeträchtli-
chen Mehrbetrag aus den Finanzzuweisungen
des Landes hätten erwarten dürfen.

Die vorgenommene Erhöhung der GFG-
Mittel für das Haushaltsjahr 2001 in Höhe von
124 Mio. DM entspricht jedoch den Grundsät-
zen des sogenannten Gleichmäßigkeitsprinzipes
nicht. Tatsächlich ist die im GFG-Entwurf aus-
gewiesene Erhöhung der allgemeinen

Finanzausstattung Brandenburger Städte und Gemein-
den – auskömmlich oder schleichender Exodus?

Karl-Ludwig Böttcher
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Finanzausgleichsmasse lediglich auf die sich
positiv entwickelnde sogenannte Spitzab-
rechnung des Steuerverbundes aus den Jahren
1997 und 98 und aus der Vorausberechnung
des Jahres 1999 zurückzuführen.

Bei strikter Anwendung des Gleichmäßigkeits-
prinzips hätten die Kommunen für das Haus-
haltsjahr 2001 unter Berücksichtigung der ge-
genüber dem Jahre 1999 und 2000 insgesamt
gestiegenen Gemeinschaftssteueranteile des
Landes, des Landessteueraufkommens und des
Landesanteiles an der Gewerbesteuerumlage
und der gestiegenen Anteile des Landes am
Länderfinanzausgleich einschließlich Fehlbe-
trags- und Sonderbedarfs an Bundesergänzungs-
zuweisungen rechnerisch ein Nachzahlungsan-
spruch an Verbundmitteln von 133 Mio. DM
für das Haushaltsjahr 2000 und von zusätzli-
chen Verbundmitteln für das Haushaltsjahr 2001
von 233 Mio. DM und damit in § 2 Abs. 1 des
Gemeindefinanzierungsgesetzes 2001 auf Fest-
setzung der sogenannten Verbundquote von
27,77% gehabt. Die „Deckelung“ des Verbund-
mittelanspruches auf nur 25% widerspricht in-
sofern in eklatanter Weise dem bisher in Vor-
jahren zum Nachteil der Kommunen zur An-
wendung gekommenen Gleichmäßigkeitsprinzip.

Vom Gesetzgeber, dem Brandenburger Land-
tag, ziemlich unbemerkt, zeichnete sich diese
Tendenz bereits mit der Verabschiedung des
Doppelhaushaltes für das Land Brandenburg
für die Jahre 2000 und 2001 ab. Deshalb hatte
sich der Städte- und Gemeindebund Branden-
burg mit seinen Stellungnahmen bereits Mitte
2000 vehement gegen eine, die Finanzausstattung
der Städte und Gemeinden beeinträchtigende
Festsetzung des Doppelhaushaltes gewandt.
Diese Deckelung widerspricht der Steigerung
der Verbundgrundlagen. Sie war aufgrund der
regionalisierten Ergebnisse der Steuerschätzun-
gen vom 16./18. Mai 2000 außerdem system-
widrig, die Steuerschätzungsergebnisse vom
November, die die positive Bilanz bestätigen,
wurden ebenso unberücksichtigt gelassen.

Tatsächlich wurden die Kommunen gegen-
über dem Land bei Festsetzung der Verbund-
quote von nur 25%, gemessen am Gesamtauf-
kommen der sogenannten Verbundgrundlagen
im  Haushaltsjahr 2000, um rund 4% und im
Haushaltsjahr 2001 erneut um rund 3% schlechter
gestellt als die Entwicklung der Landesein-
nahmen. Vor dem Hintergrund entsprechender

Entscheidungen des Landesverfassungsgerichtes
ist die vorgenommene politische Deckelung der
Verbundquote, sprich der Beteiligung der Kom-
munen an den Gesamteinnahmen des Landes,
auch verfassungsrechtlich infrage zu stellen.

Darüber hinaus, dass den Kommunen im
GFG 2001 zusätzlich gegenüber dem GFG
2000 124 Mio. DM Netto zur Verfügung ge-
stellt werden, ist dieser Betrag aufgrund der
Zunahme von Zweckbindungen nicht einmal
zur eigenverantwortlichen Aufgabenwahr-
nehmung innerhalb der kommunalen Selbstver-
waltung zum Einsatz zu bringen.

Der seit Jahren durch den Städte- und
Gemeindebund Brandenburg kritisierte Prozess
von „fremdbestimmten GFG-Bestandteilen“
hält auch für das Jahr 2001 unvermindert an.

Unter Berücksichtigung des Schulden-
managementfonds für Abwassermaßnahmen
(38,5 Mio. DM), des Fonds für hochverschuldete
Gemeinden (30 Mio. DM), der Zuweisungen zur
Stärkung sozialer Dienste (20 Mio. DM), der
Investitionszuweisungen für Informations- und
Kommunikationstechnik in Schulen (6 Mio. DM)
und der Beteiligung der Städte und Gemeinden
an der Finanzierung der sogenannten Fördermix-
Programme (15 Mio. DM) summiert einen system-
widrigen Betrag von alleine 109,5 Mio. DM im
Gemeindefinanzierungsgesetz, der den Kommu-
nen definitiv entzogen wird bzw. über deren Ver-
wendung sie keinen Einfluss haben.

Insgesamt ist für das GFG 2001 deshalb, ent-
gegen den Ausführungen in der Begründung
des Gesetzentwurfes und entgegen dem der Be-
gründung beigefügten „Bericht zum Nachweis
der symmetrischen Verteilung der finanziellen
Mittel zwischen Land und Kommunen“, fest-
zustellen, dass die vom Landesverfassungs-
gericht mit Urteil vom 16.09.1999 (VfGBbg.
28/98 Neulitze-Göricke Urteil) nach den
Verfassungsgrundsätzen geforderte notwendi-
ge finanzielle Absicherung der Aufgaben-
wahrnehmung innerhalb des Rechts auf kom-
munale Selbstverwaltung nicht angemessen ge-
währleistet sein dürfte. Das Land Brandenburg
war nach dem Urteil erstmals für das Haushalts-
jahr 2001 und in regelmäßigen Abständen auch
künftig gehalten zu prüfen, ob die sich nach
dem Gleichmäßigkeitsgrundsatz errechnende
Verbundquote dem tatsächlichen Finanzbedarf der
Kommunen Rechnung trägt. Durch die politische
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Entscheidung der Deckelung auf 25% dürfte dies
im erheblichen Maße infrage zu stellen sein.

Eine für die Städte und Gemeinden nachvoll-
ziehbare und begründete Überprüfung, die eine
Senkung der Verbundquote zum jetzigen Zeit-
punkt rechtfertigt, oder sich für die Folgejahre
abzeichnen würde, ist in keiner Weise ersicht-
lich. Im Gegenteil: Der anhaltende Aufgaben-
zuwachs der Städte und Gemeinden und der
damit steigende Finanzbedarf erfordern eine
Erhöhung der Verbundmittel und damit eine
erhöhte Festsetzung der Verbundquote.

Hierfür, und nur beispielhaft, seien an dieser
Stelle die für die Städte und Gemeinden bela-
stenden Änderungen im Bereich der Zuständig-
keiten für die Kindertagesstätten und für die
Aufgabenwahrnehmung der Sozialhilfe genannt.
Weitere und nachhaltig belastende Auswirkun-
gen haben die vom Land mittelbar und unmit-
telbar verursachten Zuständigkeitsverlagerungen,
u.a. im Bereich der Aufgabenwahrnehmung
sozialer Dienste und der Sachmittelausstattung
in Schulen. Die Beispiele hierfür ließen sich be-
liebig fortsetzen.

Der Finanzbedarf ist zudem auch nicht aus
sonstwie ersichtlichen Gründen gleichbleibend
oder gar gesunken. Im Gegenteil, die Steuer-
einnahmen der Städte und Gemeinden in Bran-
denburg liegen noch deutlich hinter dem bun-
desweiten Durchschnittsaufkommen.

Die eigene Steuerkraft der Städte und Ge-
meinden in den neuen Ländern hatte sich in den
letzten Jahren zwar langsam, aber stetig erhöht.
Sie liegt aber insgesamt nur bei knapp 40% der
eigenen Einnahmen westdeutscher Städte und
es ist zu konstatieren, dass in den Jahren 2000
und aller Voraussicht nach 2001 eher eine Sta-
gnation, denn Erhöhung stattfindet. Erschrek-
kend und bestätigend zugleich sind die vor ei-
niger Zeit veröffentlichten Zahlen der kommu-
nalen Spitzenverbände auf Bundesebene, die bei
den voraussichtlichen Einnahmeausfällen bei den
deutschen Städten und Gemeinden im Jahr 2001
ein Minus von über 11 Milliarden DM bezif-
fern. Das hieße, dass für die Brandenburger
Städte und Gemeinden ein Einnahmedefizit von
über 350 Mio. DM in den Kassen im gerade
begonnen Jahr entstehen könnte.

Auf diese Situation, außerhalb der GFG-Zu-
weisungen, habe ich bereits in der Anhörung
des Landtages zum Entwurf des Gemeinde-

finanzierungsgesetzes für das Jahr 2001 hinge-
wiesen. Der Landtag ist diesen Prognosen lei-
der nur bedingt gefolgt.

Die aus gesamtwirtschaftlichen Erwägungen
durchaus zu begrüßenden Steuersenkungsgesetze
des Bundes schlagen hier genauso deutlich zu
Buche, wie andere bundesgesetzliche Regelun-
gen. Hierzu zählen beispielhaft Neuregelungen
zum Wohngeld, Kindergeld, Rentenversicherung
und Entfernungspauschale.

Allein durch die Einführung der sogenannten
Entfernungspauschale entsteht ein Loch von ca.
15 Mio. DM und auch durch die Vergabe der
sogenannten UMTS-Lizenzen in der Telekom-
munikation entsteht durch Gegenrechnung bei
der Gewerbesteuer ein Minus von ca. 30 Mio.
DM. Wohlgemerkt, der Städte- und Gemeinde-
bund Brandenburg hat grundsätzlich die Erhö-
hung der Entfernungspauschale begrüßt und
setzt sich auch für eine Erhöhung der sogenann-
ten Wegstreckenentschädigung für Mitarbeiter
des öffentlichen Dienstes ein, die private Fahr-
zeuge für dienstliche Zwecke einsetzen. Im Sin-
ne der Mobilität unserer Bürger wären diese Ent-
scheidungen logisch und nachvollziehbar. Aller-
dings kann es nicht sein, das die Städte und
Gemeinden mit den daraus entstehenden Ein-
nahmeausfällen „im Regen“ stehengelassen wer-
den. Bund und Land dürfen die Kommunen
nicht ständig neu belasten. In diesem Zusam-
menhang sind auch „hausgemachte“ Branden-
burger Mehrbelastungen für die Städte und
Gemeinden zu nennen. Beispielhaft ist hier auf
die Novellierung des Kindertagesstättengesetzes
zu verweisen, dass den Städten und Gemein-
den zusätzliche Belastungen in mehrstelliger
Millionenhöhe aufbürdet. Hier ist auch der „po-
litische Schneeball in der Neujahrsnacht“ von
Minister Steffen Reiche zu nennen, der sich, als
Antwort auf den Vorstoß des bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Stoiber, der sich für eine Ein-
führung von 1.000,00 DM Kindergeld aus-
sprach, für eine, für die Eltern kostenfreie Be-
treuung in den Kindergärten ausgesprochen
hatte, ohne dafür jedwede Ausgleichs-
finanzierungsquellen zu benennen.

Der Städte- und Gemeindebund hat sich auch
an alle Brandenburger Bundestagsabgeordne-
ten gewandt, um auf weitere Kostenbelastun-
gen für die Kommunen durch beabsichtigte
Änderungen der Sozialgesetzgebung des Bun-
des hinzuweisen. Zwischenzeitlich ist man von
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den beabsichtigten Gesetzesänderungen, die ex-
orbitant die Kommunen belasten würden, wohl
ein Stück abgerückt, vom Tisch sind sie jedoch
nicht. Auch ohne eine Änderung der Sozialge-
setzgebung ist für die örtlichen Träger der Sozi-
alhilfe, Landkreise und kreisfreie Städte, in den
neuen Ländern mit einem erneuten Anstieg der
Soziallasten von 3-4% auszugehen. Nur durch
eine dauerhafte Reform der sozialen Sicherungs-
systeme werden diese Probleme auch dauerhaft
bewältigt werden können. Fortlaufendes Her-
umbasteln an Einzellösungen, noch dazu auf
dem Rücken der Kommunen, dürfte jedoch
nichts bringen oder verlagert, wie in den ver-
gangenen Jahren oftmals geschehen, die
Problemfelder lediglich auf die Kommunen.
Grundsätzlich ist davon abzurücken, den Bür-
gerinnen und Bürgern zu suggerieren, dass
gleichzeitig die Steuerlasten weiter verringert
werden könnten und der Staat, und damit auch
die Kommunen, höhere Leistungen erbringen
könne.

Dieses trifft selbstverständlich auch auf das
Land Brandenburg zu. Seit Jahren versprochen,
nachzulesen in den Regierungserklärungen von
Ministerpräsident Dr. Manfred Stolpe, jedoch
nicht tatsächlich und praxiswirksam umgesetzt,
geht es um die deutliche Absenkung der die
Kommunen belastenden Normen und Stan-
dards durch landesgesetzliche oder unter-
gesetzliche Regelungen.

Die Beschreibung der Finanzsituation der
brandenburgischen Kommunen wäre unvoll-
ständig, würde man nicht einerseits auf die Si-
tuation der Finanzzuweisungen und eigenen Ein-
nahmen der Kommunen hinweisen, als auch
andererseits Einsparpotentiale der öffentlichen
Hand endlich wirksam aufzeigen und praktisch
umsetzen.

Der Städte- und Gemeindebund gibt sich hin-
sichtlich der Finanzsituation der öffentlichen
Hand keinerlei Illusionen hin. Die Finanzlage

wird sich in den nächsten Jahren sicherlich nicht
deutlich verbessern. Deshalb ist es angezeigt, die
abzusehenden Einnahmereduzierungen auf der
eine Seite, andererseits durch deutliche Minder-
ausgaben zu egalisieren. Dabei muss allen Be-
teiligten klar sein, dass dies nicht weiterhin durch
Verminderung der öffentlichen Investitionen
geschehen darf. Zu beklagen ist, dass die
Investitionsausgaben, z. B. für die kommunale
Infrastruktur, in den letzten Jahren in den neuen
Ländern um über ein Drittel zurückgegangen
sind. Dieses hat ganz vordergründig natürlich
Auswirkungen auf die örtliche Wirtschaft. Jede
Mark, die für kommunale Investitionen fehlt,
geht der lokalen Wirtschaft verloren. Vor dem
Hintergrund, dass die Konjunktur in den neuen
Ländern bedauerlicherweise nicht in gewünsch-
tem Maße zum Tragen kommt und weit hinter
der Entwicklung in den westdeutschen Bundes-
ländern zurückbleibt, ist hier ein deutliches
Umsteuern erforderlich. Die öffentlichen Haus-
halte, auch die kommunalen, sind deshalb in-
tensiv auf den Prüfstand zu stellen, um Um-
schichtungen aus konsumtiven Bereichen für
Investitionen zu realisieren. Die Angleichung der
Lebensverhältnisse für unsere Bürgerinnen und
Bürger, die nun mal in den Städten und Ge-
meinden leben, wird nur weitere Fortschritte
erreichen können, wenn eine deutlich positive
Entwicklung der Wirtschaft stattfindet. Diesen
Prozess voranzubringen, ist eine Verpflichtung
für alle politisch Verantwortlichen, egal ob auf
Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene.
Eine weitere Aushöhlung der kommunalen
Finanzsituation, egal ob durch Zuweisungs-
kürzungen oder durch kostenträchtige Auf-
gabenübertragungen, würde den Erfolg der
gemeinsam notwendigen Anstrengungen infrage
stellen.

Der Autor: Karl-Ludwig Böttcher ist Ge-
schäftsführer des Städte- und Gemeinde-
bundes Brandenburg.
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Land Brandenburg beschäftigen. Dazu werden Berichte aus der Praxis erbeten.

Manuskripte bitte an die Redaktion.
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Dr. Büchner: Das Verfassungsgericht des Landes
Brandenburg hat dem Finanzausgleichsgesetzgeber
in der sog. Neulietzegöricke-Entscheidung vom 16.
September 1999 (VerfG Bbg, NVwZ-RR 2000,
129 ff.) Prüfauflagen mit der Zielsetzung gemacht,
einer fortschreitenden Minimalisierung der
Selbstverwaltungsgarantie durch die zunehmende fi-
nanzielle Auszehrung entgegenzuwirken. Lässt sich
diese Entscheidung als vorläufiger Endpunkt einer
Entwicklung beschreiben, in deren Rahmen die Verfas-
sungsgerichte den legislativen Gestaltungsspielraum des
Gesetzgebers in immer stärkerem Maße verengt haben?

Prof. Nierhaus: Das ist schwer zu sagen. Rich-
tig ist, dass auch andere Landesverfassungs-
gerichte bzw. Staatsgerichtshöfe seit Mitte der
neunziger Jahre versucht haben, den Gemein-
den wenigstens jene finanzielle Mindestausstat-
tung zu sichern, die für die Erfüllung der über-
tragenen Aufgaben und eines Kernbestandes an
freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben unab-
dingbar ist. Allerdings hat der Staatsgerichtshof
Baden-Württemberg in einer Entscheidung zum
Finanzausgleichsgesetz Baden-Württemberg auf
die weitgehende Unwägbarkeit und fehlende
Justiziabilität politischer Bewertungen im Rah-
men der Festlegungen des jeweiligen Staatshaus-
haltes und damit auch der Daten des kommu-
nalen Finanzausgleichs hingewiesen (StGH BW,
DVBl. 1999, 1301 ff.). Zugleich hat der Gerichts-
hof versucht, dieses Selbsteingeständnis gericht-
licher Kontrollinsuffizienz dadurch abzumildern,
dass er den Schutz des kommunalen Selbstver-
waltungsrechts prozedural umhegt. Damit ist
gemeint, dass die kommunale Selbstverwal-
tungsgarantie des Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG und
diejenige der landesverfassungsrechtlichen
Parallelnormen, ähnlich den Individual-
grundrechten, eine verfahrensrechtliche Absiche-
rung durch Beobachtungs-, Analyse-,

Dokumentations-, Darlegungs- und Begrün-
dungspflichten erfährt, die dem finanzausgleich-
enden Gesetzgeber auferlegt werden. Der ba-
den-württembergische Gesetzgeber soll vor an-
stehenden Entscheidungen über den Finanzaus-
gleich umfassende Analysen vorlegen müssen,
um den verfassungsrechtlichen Geboten der
Transparenz, Verlässlichkeit und Publizität zu
entsprechen.  Das Verfassungsgericht des Landes
Brandenburg geht insofern noch über die baden-
württembergische Entscheidung hinaus, als es
konkrete Prüfaufträge erteilt: Spätestens für das
Haushaltsjahr 2001 sei der Gesetzgeber von
Verfassungs wegen gehalten, in regelmäßigen
Zeitabständen zu überprüfen, ob eine nach dem
sogenannten Gleichmäßigkeitsgrundsatz be-
stimmte Verbundquote noch dem tatsächlichen
Bedarf der Gemeinden gerecht wird. Gegebe-
nenfalls müsse er die Quote anpassen.

Das Verfassungsgericht hat den Brandenbur-
gischen Landtag zudem verpflichtet, zu prüfen,
ob die jahrzehntelang bundesweit praktizierte
sog. Hauptansatzstaffel, die den Kommunen
einen Großteil der Verteilungsmasse auf der
Grundlage einer progressiven Einwohnerzahlen-
gewichtung zuweist, auch heute noch der Not-
wendigkeit einer an den tatsächlichen
Finanzbedarfen von Gemeinden orientierten
Bedarfsermittlung gerecht wird. Hiermit greift
das Verfassungsgericht einen Einwand von  Prof.
Paul Kirchhof (Bundesverfassungsrichter a. D.) auf,
der es, wie zahlreiche weitere Stimmen in der
Literatur, für zeit- und verfassungsgerechter hält,
bei der Festlegung der Finanzbedarfe auf
zentralörtliche Funktionen, auf Flächenfaktoren
und/oder auf besondere Aufgabenpotentiale
abzustellen, anstatt, wie bisher, in der Einwoh-
nerzahl von Städten und Gemeinden den ent-
scheidenden Berechnungsfaktor zu erblicken.

Kommunaler Finanzausgleich und die Maßstäbe des Ver-
fassungsgerichts Brandenburg

Ein Arbeitsespräch zwischen Prof. Dr. iur. Michael Nierhaus
 und RA Ihno Gebhardt, Berlin

moderiert von Dr. Christiane Büchner
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Alles in allem mahnt das Verfassungsgericht mit
seiner Forderung nach einer Ermittlung der
kommunalen Finanzbedarfe einen ausgaben-
orientierten Finanzausgleich an, der den Gegen-
satz zu der bislang allerorts verwirklichten ein-
nahmendirigierten Berechnung der Finanzzu-
weisungen bildet.

Dr. Büchner: Das Gemeindefinanzierungsgesetz
2001 ist im Dezember vergangenen Jahres verab-
schiedet worden. Hat der brandenburgische Gesetz-
geber die Prüfauflagen des Verfassungsgerichts hin-
reichend beachtet?

Gebhardt: Auch diese Frage lässt sich nicht mit
einem klaren Ja oder Nein beantworten. Zu-
nächst hat der Gesetzgeber die Verbundquote
unter gleichzeitiger Aufgabe des Gleichmäßig-
keitsgrundsatzes auf 25 vom Hundert abgesenkt.
Mit dem GFG 1998 überließ das Land den Krei-
sen und Gemeinden immerhin noch 26,82 Pro-
zent seines Anteils an der Einkommenssteuer,
der Körperschaftssteuer und der Umsatzsteuer
sowie der Landessteuern einschließlich des
Landesanteils an der Gewerbesteuerumlage (für
das Haushaltsjahr 2000 lag die Verbundquote
bei 26,1 v.H.). Zur Verdeutlichung der Proble-
matik ist auf folgendes hinzuweisen: Das Steuer-
verbundsystem gewährleistet prinzipiell eine
gleichförmige Entwicklung der Gemeindeein-
nahmen aus dem kommunalen Finanzausgleich  ei-
nerseits und der Steuereinnahmen des Landes
andererseits. Die Parallelentwicklung der Ge-
samteinnahmen auf Landes- und Kommunalseite
wurde hingegen in der Vergangenheit in Bran-
denburg durch den sog. Gleichmäßigkeitsgrundsatz
sichergestellt. Damit variierte die Verbundquote
in Abhängigkeit von der Einnahmensituation des
Landes und der Gemeinden. Unter der Gel-
tung des Gleichmäßigkeitsgrundsatzes hatten die
Kommunen demnach eine niedrigere Verbund-
quote zu erwarten, sobald die Gesamteinnah-
men auf kommunaler Ebene schneller zunah-
men als die Landeseinnahmen. Nunmehr wird
die Verbundquote auf einem Niveau unterhalb
des GFG 1998 fest vorgegeben. Ob mit der
Absenkung der Verbundquote überhaupt ein
Verlust der kommunalen Einnahmenseite – in
absoluten Zahlen ausgedrückt – einhergeht, lässt
sich nur mit Blick auf die Gesamtentwicklung
von Landes- und Kommunaleinnahmen fest-
stellen. Allein die Absenkung der Verbundquote
ist demnach allenfalls ein Indiz für finanzielle Ein-
bußen. Die Absenkung der Verbundquote legt

das Verdikt der Verfassungswidrigkeit des kom-
munalen Finanzausgleichs nicht nahe. Nur bei
positiver oder doch zumindest gleichbleiben-
der Entwicklung der Landesfinanzen in den letz-
ten drei Jahren und einer entsprechenden Pro-
gnose für das Jahr 2001 bliebe der
Finanzausgleichsgesetzgeber eine Erklärung
schuldig. Auch im Hinblick auf mögliche Steu-
erausfälle infolge der Steuerreform des Bun-
des und, zuguterletzt, wegen der ohnehin nur
sehr eingeschränkten verfassungsgerichtlichen
Kontrollmöglichkeit von Prognoseent-
scheidungen des Gesetzgebers bietet die Ab-
senkung der Verbundquote für sich genommen
keine verfassungsrechtliche Angriffsfläche.

Wie aus dem sog. „Bericht zum Nachweis der
symmetrischen Verteilung der finanziellen Mit-
tel zwischen Land und Kommunen“ hervorgeht
– dieser war dem Regierungsentwurf des GFG
2001 als Anhang beigefügt –, hat der Gesetzge-
ber dem Aspekt der Verteilungssymmetrie beson-
dere Bedeutung beigemessen. In seiner grund-
legenden Entscheidung vom 15. August 1995
hatte der Niedersächsische Staatsgerichtshof heraus-
gearbeitet, dass der Anspruch der Gemeinden
auf eine finanzielle Mindestausstattung stets
unter dem Vorbehalt der finanziellen Leistungs-
fähigkeit des Landes stehe und diesen zentra-
len Gesichtspunkt als Verteilungssymmetrie be-
zeichnet (NdsStGH, DVBl. 1995, 1175 [1177]).
Demnach sind die vom Land notwendigerweise
wahrzunehmenden Aufgaben nicht weniger
wichtig als diejenigen Aufgaben, die zur Kern-
bereichsgewährleistung der kommunalen
Selbstverwaltungsgarantie, konkret der Finanz-
hoheit zählen. Ein Vor- oder Nachrangverhältnis
von Landes- und Kommunalaufgaben lässt sich
nicht feststellen mit der Konsequenz, dass ein
vorrangig zu erfüllender Finanzierungsanspruch
der einen gegenüber den anderen Aufgaben
nicht besteht. Das niedersächsische Urteil und
damit der Begriff der Verteilungssymmetrie ist
wohl auch dahin zu verstehen, dass ein Ein-
griff in die Kernbereichsgarantie des Art. 28 Abs. 2
Satz 1 GG dann hingenommen werden muss,
wenn auch das Land Einsparungs- und
Effizienzbemühungen einerseits und Aufgaben-
reduktionen andererseits – „bis zur Grenze der
unbedingt staatsnotwendigen Aufgaben“ (F.
Kirchhof) – unternommen hat, ohne die hierdurch
erforderlichen finanziellen Spielräume erwirt-
schaftet zu haben.



27

Dr. Büchner: Verteilungssymmetrie bedeutet dem-
nach, dass eine gleichmäßige Finanzierung der not-
wendigen Landesaufgaben einerseits und eines Min-
destmaßes an freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben
der Kommunen andererseits vom Gesetzgeber sicher-
zustellen ist?

Gebhardt: Das ist richtig. Die Betonung muss
allerdings auf notwendigen Landesaufgaben und
einem Mindestmaß an freiwilligen Selbstverwal-
tungsaufgaben liegen. Wenn der Landesgesetz-
geber demgemäß dem Aspekt der Verteilungs-
symmetrie eine zentrale Bedeutung für die Begrün-
dung der Finanzierungsentscheidungen beimisst,
gibt er damit bei richtigem Verständnis der
„Verteilungssymmetrie“ zu erkennen, dass sich
nach seiner Einschätzung das Land in einer Situa-
tion befindet, in der Spielräume für die Festlegung
neuer Landes- und/oder Kommunalaufgaben
nicht mehr existieren. Anderenfalls wird die
Verteilungssymmetrie zu einer Verteilungsregel, die
auch in Zeiten prosperierender Wirtschaft  und
erheblicher Steuerzuwächse stets Beachtung zu fin-
den hat. Möglicherweise kann man zwischen ei-
ner Verteilungssymmetrie im engeren Sinne bzw. nieder-
sächsischer Provenienz und einer solchen im weite-
ren Sinne unterscheiden. Aus meiner Sicht lautet die
schlechte Nachricht für die kommunalen Gebiets-
körperschaften allerdings, dass es eine Verteilungs-
symmetrie im weiteren Sinne entweder nicht gibt
oder dass, entgegen vielerorts geäußerter Grund-
annahmen, eine so verstandene Verteilungs-
symmetrie ebenso wirkungslos verpufft wie der
Randbereichsschutz der kommunalen
Selbstverwaltungsgarantie des Art. 28 Abs. 2 Satz
1 GG. Übrigens akzentuiert das Verfassungsge-
richt Brandenburg den Gesichtspunkt der
Verteilungssymmetrie in der Weise, dass die Rück-
sichtnahme auf die Landesfinanzen auch bei an-
gespannter öffentlicher Haushaltslage dort ihre
Grenze finde, wo das Recht auf kommunale
Selbstverwaltung ausgehöhlt zu werden droht.
Demnach wäre in letzter Konsequenz ein Vor-
rang der Finanzierung der zur Kernbereichs-
gewährleistung der kommunalen  Selbstverwal-
tungsgarantie zählenden Aufgaben vor den landes-
notwendigen Aufgaben zu konstatieren. Diese
ungemein kommunalfreundliche verfassungs-
gerichtliche Vorgabe wird sich, bei aller
Unvorhersehbarkeit gerichtlicher Entscheidungen
(dort befindet man sich wie auf hoher See in
Gottes Hand), in ihrer Umsetzung allenfalls durch
eine Dynamisierung des Kernbereichs zum Nach-
teil der Kommunen halten lassen.

Prof. Nierhaus: In der Tat ist die niedersächsi-
sche Sichtweise der Verteilungssymmetrie mehr
staatsbezogen, die brandenburgische mehr
kommunalgerichtet. Es bleibt die Frage, ob der
brandenburgische Gesetzgeber durch die Ge-
genüberstellung von Landes- und Kommunal-
aufgaben und der entsprechenden Finan-
zierungsbedarfe den verfassungsgerichtlichen
Untersuchungs- und Substantiierungspflichten
tatsächlich nachgekommen ist. Dies wird man
ohne weiteres unter der Prämisse annehmen
dürfen, dass zum Zeitpunkt der Gegenüberstel-
lung von Landes- und Kommunalaufgaben ein
auch und insbesondere im Hinblick auf die
Finanzierungslasten ausgewogenes und schlüs-
siges Aufgabenverteilungskonzept bestanden
hat. Das Urteil des Verfassungsgerichts zielt
indessen gerade auf die Klärung dieser Frage,
nämlich ob eine aufgabenadäquate Gemeinde-
finanzierung auf der Grundlage der bisherigen
Verteilungsmaßstäbe und der in der Vergangen-
heit nach dem Gleichmäßigkeitsgrundsatz ge-
bildeten Verbundquote noch gesichert ist. Aus-
drücklich erklärt das Gericht, der Gesetzgeber
dürfe sich nicht darauf beschränken, einmal fest-
gesetzte Werte, Größenordnungen und Prozent-
zahlen in den folgenden Gemeindefinan-
zierungsgesetzen fortzuschreiben, ohne sich
erneut ihrer sachlichen Eignung zu vergewis-
sern. Bei der Überprüfung der Stimmigkeit des
Finanzierungssystems müsse der Gesetzgeber
in Rechnung stellen, dass sich aufgrund gesetz-
licher Regelungen oder neuer tatsächlicher Um-
stände der Aufgabenzuschnitt auf Seiten der
Gemeinden und die Aufgabenverteilung zwi-
schen Land und Gemeinden und/oder die auf
die Aufgabenwahrnehmung entfallenden Kosten
verändert haben könnten (VerfG Bbg, NVwZ-
RR 2000, 129 [131]). Die Formulierungen des
Gerichts legen den Schluss nahe, dass die Er-
füllung des Prüfauftrages eine Bewertung der
gemeindlichen Finanzbedarfe und derjenigen des
Landes nach objektiven Kriterien und aufgaben-
angemessen erfordert, bevor in einem zweiten
Schritt unter dem Gesichtspunkt der
Verteilungssymmetrie eine Proportionalitäts-
betrachtung stattfinden kann.

Dr. Büchner: Gegen eine derartige Bedarfsfestellung
zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist vielerorts eingewandt
worden, dass diese Aufgabe wegen ihrer Komplexität
und Kompliziertheit besser die Vorarbeit zu einem
Finanzausgleichsgesetz mit Dauerwirkung als zu ei-
nem für die Geltungsdauer von lediglich einem Jahr
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angelegten Gemeindefinanzierungsgesetz bilden sollte.
Gerade in einer Zeit bevorstehender  Gemeinde-
strukturreformen sei eine derart schwierig zu bewälti-
gende und umfassende Aufgabe kaum zu leisten und
auch nicht sinnvoll, da grundlegend veränderte Gemeinde-
strukturen die Wiederholung der Sisyphusarbeit erfor-
derlich machten. Gibt es neben derartigen politischen Ein-
wänden auch fachliche Kritik an der Entscheidung des
Verfassungsgerichts?

Gebhardt: Es gibt einige Ungereimtheiten, viel-
leicht sogar Brüche in der Entscheidung des
Verfassungsgerichts. Zunächst ist darauf hin-
zuweisen, dass eine Entscheidung des Verfas-
sungsgerichts keine detaillierte Arbeitsanleitung
für den Gesetzgeber enthalten kann, auf wel-
che Art und Weise er die in Auftrag gegebenen
Prüfauflagen zu erfüllen hat. Gleichwohl muss
die Erfüllung des Auftrags jedenfalls möglich
sein. Die Komplexität einer an objektiven Kri-
terien erfolgenden Finanzbedarfsfeststellung sei
am Beispiel des neuen Kita-Gesetzes angedeu-
tet: Die Finanzierung eines Kindergartenplatzes
erfolgt aus drei Quellen. Zum einen sind es die
Elternbeiträge, bei deren Festlegung der kom-
munale Satzungsgeber stets die Sozial-
verträglichkeit zu beachten hat. Zum anderen
leisten das Land und die Landkreise zweckge-
bundene Zuschüsse an das Amt, die diese an
den Leistungsverpflichteten weiterzugeben hat.
Leistungsverpflichteter ist derjenige, gegen den
sich der Rechtsanspruch auf Betreuung richtet,
in der Regel derzeit die Gemeinden. Schließ-
lich müssen die Gemeinden einen kommunalen
Eigenanteil erbringen. Im Rahmen einer Bedarfs-
feststellung müsste zunächst die Frage nach den
Kosten des einzelnen Kita-Platzes auf der Ba-
sis einer Kosten-Leistungsrechnung beantwor-
tet werden. Derzeit fehlt es, soweit ersichtlich,
an einer Regelung zur Kostenermittlung nach
dem Muster der nunmehr insoweit obsoleten
Betriebskostenverordnung. Die Kostenberech-
nung ist zum einen deshalb schwierig, weil nicht
zurechenbare Kosten, wie z. B. diejenigen für
die Erstellung von Kita-Gebührenbescheiden bis
hin zur zwangsweisen Eintreibung der Gebüh-
ren entstehen. Zum anderen werden die Ko-
sten des einzelnen Kita-Platzes vom Ausnut-
zungsgrad abhängig sein, der aber angesichts des
nunmehr bestehenden Wahlrechts der Eltern
hinsichtlich der für ihre Kinder gewünschten
Betreuungsform mancherorts nur schwer zu
prognostizieren sein wird. Fazit dieser Überle-
gungen ist: Die Kosten für den einzelnen

Kitaplatz lassen sich nur äußerst schwer und
vermutlich typisiert ermitteln; der kommunale
Eigenanteil und damit der insoweit bestehende
Finanzbedarf wiederum lässt sich nur bei
Kenntnis der Kitaplatzkosten berechnen.

Sicherlich hat man die Entscheidung des Ver-
fassungsgerichts als deutliches Signal an das Land
zu verstehen, die Kommunen nicht lediglich als
verlängerten Arm der Landesverwaltung anzu-
sehen, sondern als Gebietskörperschaften mit
verfassungsmäßigen Rechten auch und insbe-
sondere gegenüber dem Landesgesetzgeber
selbst. Die Lektüre zentraler Urteilspassagen lässt
mich allerdings zu der bereits von mir im Rah-
men einer Anhörung zum GFG 2001 Anfang
Dezember vergangenen Jahres geäußerten Ein-
schätzung gelangen, dass der Versuch des Ver-
fassungsgerichts, das Korsett des Finanzaus-
gleichsgesetzgebers enger zu schnallen, zumin-
dest nicht durchgängig gelungen ist und eine
gewisse Ambivalenz aufweist: Einerseits ver-
pflichtet das brandenburgische Verfassungsge-
richt den Finanzausgleichsgesetzgeber zur Fest-
stellung der tatsächlichen Bedarfe der Gemein-
den; hierzu sei der Gesetzgeber von Verfassungs
wegen verpflichtet. Andererseits begrenzt das
Gericht den Gestaltungsspielraum des Finanz-
ausgleichsgesetzgebers erst dort, wo dieser ge-
gen das Verbot der offensichtlichen Dispropor-
tionalität von wahrzunehmenden Aufgaben und
Mittelzuweisung verstößt. Das Gericht verzich-
tet auf eine Gegenüberstellung der unabweis-
baren Aufgaben des Landes und der Pflichtauf-
gaben der Gemeinden „Punkt für Punkt“ (VerfG
Bbg, NVwZ-RR 2000, 129 [131]). Mit dem Hin-
weis darauf, dass sich die Zuteilung der jeweili-
gen Mittel an der Aufgabenverteilung zwischen
Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden ori-
entieren müsse und der Gesetzgeber die Auf-
gaben der Gemeinden und des Landes über-
schlägig zu gewichten und einen Ausgleich zwi-
schen ihnen herzustellen habe, vermengt die
Entscheidung die Forderung nach einer Bedarfs-
ermittlung mit dem Gesichtspunkt der
Verteilungssymmetrie. Die Vermischung beider
Maßstäbe bewirkt nicht deren Verstärkung, son-
dern ihre teilweise Aufhebung. Die janusköpfige
und letztlich inkonsequente Entscheidung fällt
mit Blick auf den künftig in Brandenburg an-
zulegenden Kontrollmaßstab aus diesem Grund
auf jenes bekannte Maß anderer Verfassungs-
gerichte wie etwa des Verfassungsgerichtshofes
Nordrhein-Westfalen zurück. Dieser hat bis in
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die jüngste Zeit wiederholt seinen deutlichen Re-
spekt vor der Einschätzungs-, Beurteilungs- und
Bewertungsprärogative des Finanzaus-
gleichsgesetzgebers zum Ausdruck gebracht, in-
dem er auf die zu berücksichtigende komplexe
und langfristige Entwicklung der maßgebenden
Rahmenbedingungen, insbesondere der Entwick-
lung der staatlichen und kommunalen Einnahmen
aus Steuern und sonstigen Quellen verweist, die
wiederum nachhaltig von wirtschaftlichen und kon-
junkturellen Faktoren mitbestimmt würden
(VerfGH NW, DVBl. 1999, 391 [393]).

Dr. Büchner: Unerwähnt geblieben ist bislang die
Verpflichtung des Landes zu Finanzhilfen für not-
leidend gewordene Gemeinden, die das Verfassungs-
gericht in der Vorschrift des § 16 GFG 1998 an-
gelegt hat. Der Minister des Innern des Landes Bran-
denburg hatte durch den inzwischen aufgehobenen
Runderlass aus dem Jahre 1994 eine Rechtspflicht
des Landes gegenüber faktisch insolventen Kommu-
nen auf Wiederherstellung der finanziellen Leistungs-
fähigkeit bestritten. Mit Ihrer Publikation zur Ein-
standspflicht des Staates für faktisch insolvente Kom-
munen, die fast zeitgleich mit der Entscheidung des
Verfassungsgerichts des Landes Brandenburg erschie-
nen  ist, haben Sie, Herr Professor Nierhaus und
Herr Gebhardt, den Anspruch der einzelnen zah-
lungsunfähigen Kommune auf Mittelzuweisung ge-
genüber dem Land bejaht. Sind Ihre Ergebnisse und
der verfassungsgerichtliche Befund deckungsgleich?

Prof. Nierhaus: Die Ergebnisse der Analysen
stimmen in wichtigen Punkten überein. In un-
serer Untersuchung über die Einstandverpflich-
tung des Landes für faktisch insolvente Kom-
munen sind Herr Gebhardt und ich zu dem Er-
gebnis gelangt, dass die staatliche Einstands-
pflicht bundesverfassungsrechtlich unmittelbar
aus Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG folgt. Das Verfas-
sungsgericht des Landes Brandenburg hat in der
Neulietzegöricke-Entscheidung durch verfas-
sungskonforme Auslegung die Ermessensvor-
schrift des § 16 GFG 1998 in einen subjektiv
öffentlich-rechtlichen Anspruch der faktisch in-
solventen Kommune umgewandelt. Selbstver-
ständlich macht auch das Verfassungsgericht den
Zuweisungsanspruch vom Vorliegen weiterer
Voraussetzungen abhängig. Bei der gebotenen
verfassungskonformen Auslegung des § 16
GFG 1998 bestehe dieser Anspruch, sofern –
ich zitiere – „auch nur in einer einzigen Gemeinde
aus finanziellen Gründen, sparsamste Wirt-
schaftsführung und Ausschöpfung aller

Einnahmemöglichkeiten vorausgesetzt, nicht ein-
mal ein Mindestmaß an freiwilliger Selbstver-
waltung mehr möglich ist und damit in dieser
Gemeinde keinerlei freiwillige Selbstverwaltung
mehr stattfinden kann“ (VerfG Bbg, NVwZ-
RR 2000, 129 [134 f.]).

Der Befund eines Rechtsanspruches einer ein-
zelnen Gemeinde gegenüber dem Land auf fi-
nanzielle oder sonstige Hilfestellung hat eine nicht
zu unterschätzende verfassungsdogmatische
Bedeutung: Die kommunale Selbstverwaltungs-
garantie des Art. 28 Abs. 2 Satz 1 ist eine sog.
institutionelle Garantie mit beschränkt individueller
Wirkung. In ihrer Wirkungsweise sind institu-
tionelle Garantien den Grundrechten ähnlich,
unterscheiden sich gleichwohl in einem beson-
ders wichtigen Punkt. Anders als ein Grund-
recht, das grundsätzlich jedem Grundrechts-
träger als individuelles Abwehrrecht zur Verfü-
gung steht, schützt die institutionelle Garantie
ihrer Konzeption nach die Einrichtung der kom-
munalen Selbstverwaltung als solche und zwar
objektiv-rechtlich, nicht aber unbedingt die ein-
zelne Gemeinde. Deshalb werden institutionel-
le Garantien auch als Einrichtungsgarantien be-
zeichnet. Die Gegner einer staatlichen Einstands-
pflicht argumentieren üblicherweise unter Be-
rufung auf den bloß institutionellen Charakter
der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie. Mit
der Entscheidung zu der kommunalen Verfas-
sungsbeschwerde der Gemeinde Neulietze-
göricke hat nunmehr erstmals ein Verfassungs-
gericht die beschränkt individuelle Wirkung der
Selbstverwaltungsgewährleistung herausgestellt.
Dieser Schritt war längst überfällig, zumal Tei-
le des modernen Schrifttums die kommunale
Selbstverwaltungsgarantie in immer stärkerem
Maße in die Nähe eines subjektiven (Grund-)
Rechts rücken.

Gebhardt: Neben durchaus gewichtigen Ein-
wänden gegen eine staatliche Einstandspflicht
des Landes für die faktisch insolvente Gemein-
de – zu jenen Einwänden wird ausführlich in
der Publikation zur Ausfallhaftung Stellung ge-
nommen – lautet die Argumentationslinie der
Anspruchsgegner im wesentlichen und
gebetsmühlenartig wiederkehrend folgender-
maßen: Weil die kommunale Selbstverwaltungs-
garantie eine (objektiv-rechtlich) institutionelle
Gewährleistung ist, kann ein Rechtsanspruch der
einzelnen Gemeinde nicht bestehen, letztlich  die
Negierung eines in letzter Konsequenz unabweis-
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baren Anspruchs in begriffsformaler und gera-
dezu axiomatischer Weise. Dabei wird völlig
übersehen, dass ein rein institutioneller Charak-
ter des Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG der einzelnen
Gemeinde den Kernbereichsschutz entziehen
würde, wenn sie unverschuldet unter den „Au-
gen“ einer gegensteuernden Kommunalaufsicht
in eine Haushaltsnotstandslage gerät. Die staats-
politische und verfassungsrechtlich in Art. 28 Abs.
2 Satz 1 GG angelegte Notwendigkeit zur Auf-
rechterhaltung bzw. Wiederherstellung der kom-
munalen Leistungsfähigkeit fällt bei den Vertre-
tern einer bloß institutionell verstandenen
Selbstverwaltungsgarantie dem ruinösen Herr-
schaftsanspruch eines Begriffes zum Opfer.
Abgesehen vom nicht zu rechtfertigenden Ver-
zicht auf eine Rechtsfolgenbetrachtung wird
durch eine am heute üblichen und unzureichen-
den Begriffsverständnis der institutionellen Ga-
rantie haftende Argumentation auch deren
Entstehungsprozess und die aus diesem abzu-
leitenden Funktionen grundlegend verkannt: In
der historischen Situation der Weimarer Reichs-
verfassung waren die institutionellen Garantien
der Versuch, Verfassungswerte vor der
gesetzespositivistischen Aushöhlung zu bewah-
ren. Diese drohte insofern, als der Verfassungs-
text der Weimarer Reichsverfassung Schutzvor-
schriften wie diejenigen der Art. 1 Abs. 3, 19
Abs. 2 und 79 Grundgesetz nicht aufwies.
Kronisch kommt in seiner Untersuchung zur
gemeindlichen Aufgabengarantie zu dem Ergeb-
nis, dass die Interpretation des Art. 28 Abs. 2
GG als institutioneller Garantie auf der bloßen
Rezeption einer vorkonstitutionellen Argumen-
tationsfigur beruht und geht zu Recht der Fra-
ge nach, „ob nicht deren Einbindung in die
Demokratie und die modernen Sicherungs-
systeme des Grundgesetzes nach Überwindung
des Positivismus das institutionelle Verständnis
überflüssig machen.“ (Kronisch , Aufgaben-
verlagerung und gemeindliche Aufgabengarantie,
1992, S. 89/90) Er weist darauf hin, dass au-
ßerhalb der Garantie kommunaler Selbstver-
waltung, etwa im Hinblick auf die „wohlerwor-
benen Beamtenrechte“ in Art. 129 Abs. 1 Satz 2
WRV, der institutionellen Garantie auch die Funk-
tion objektiver Sicherung subjektiver Rechte beigemes-
sen worden ist. Diese sei für die Grundrechte
der WRV angesichts der fehlenden verfassungs-
prozessualen Absicherung durch eine Verfas-
sungsbeschwerde lediglich eine Minimal-
sicherung gewesen und habe überhaupt erst die
rechtliche Wirkung der entsprechenden Ge-

währleistung ermöglicht. Gleiches muss bei zeit-
gemäßem Verständnis der institutionellen Ga-
rantie der kommunalen Selbstverwaltung des
Art. 28 Abs. 2 Satz 1 gelten: Die Einrichtungs-
garantie der kommunalen Selbstverwaltung ist
eine objektive Sicherung subjektiver Rechte der existie-
renden Gemeinde (vgl. auch Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 b
GG: „...Verletzung des Rechts auf Selbstverwal-
tung....“). Jede andere Bewertung führt zur Aus-
höhlung des vom Bundesverfassungsgerichts in
der legendären Rastede-Entscheidung herausge-
arbeiteten, bundesverfassungsunmittelbar aus
Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG abgeleiteten  Auf-
gabenverteilungsprinzips und der Kernbereichs-
gewährleistung der kommunalen Selbstver-
waltungsgarantie. Dieses Ergebnis entspricht
auch einer am Wortlaut der kommunalen Selbst-
verwaltung des Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG orien-
tierten Betrachtung: „Den Gemeinden muss das
Recht gewährleistet sein...“ Die ursprüngliche
Sicherungsfunktion der institutionellen Garanti-
en wird in ihr Gegenteil verkehrt, wenn den
Gemeinden grundsätzlich subjektive Rechts-
positionen aberkannt werden.
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tungsrecht und Kommunalrecht an der Univer-
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führer des Kommunalwissenschaftlichen Insti-
tuts.

Rechtsanwalt Ihno Gebhardt war bis zum
31.12.2000 langjähriger wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Kommunalwissenschaftlichen Insti-
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er Bücher „Zur Ausfallhaftung des Staates für
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ten Hand“, Duncker & Humblot, 2000 veröf-
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professor in law“ am King´s College der Uni-
versität London tätig.

Dr. Christiane Büchner ist wissenschaftliche
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Die Stadt Prenzlau als „Regionales Entwick-
lungszentrum außerhalb des engeren
Verflechtungsraumes Brandenburg-Berlin“ war
und wird auch zukünftig im hohen Maße auf
Zuweisungen aus dem Landeshaushalt angewie-
sen sein. Bei der Betrachtung der Haushalts-
entwicklung ist sehr auffällig, dass die Landes-
zuweisungen (allgemein und zweckgebunden)
seit dem Haushaltsjahr 1991 mit jeweils ca. 30
Mio. DM stets bei über 50% der Einnahmen
des Verwaltungshaushaltes liegen. Das Haushalts-
volumen des Verwaltungshaushaltes wird sich
von ca. 35 Mio. DM im Jahre 1991 auf ca. 57
Mio. DM im Jahre 2001 entwickeln, dabei ist
zu berücksichtigen, dass in diesem Zeitraum die
Übernahme der Sozialhilfe (ab 1996), einige
Betriebe gewerblicher Art (ab 1998) sowie der
öffentlich geförderte Arbeitsmarkt das Volumen
nach oben treiben.  Die Summe der eigenen
Steuereinnahmen wird zwar von 3,3 Mio. DM
im Jahre 1991 auf ca. 13,5 Mio. DM im Jahre
2001 steigen, jedoch stagniert diese Entwick-
lung seit 1997. Aufgrund der unterschiedlich-
sten Rahmenbedingungen sind die eigenen Steu-
ereinnahmen kaum noch planbar. Auch die neue-
sten Steuerschätzungen lassen erkennen, dass die

Zur finanziellen Situation der Stadt Prenzlau

Klemens Schmitz

Steigerungen der Grund– und Gewerbesteuer
durch die Auswirkungen der Einkommens-
steuerreform kompensiert werden. Der Anteil
von nur ca. 20% der Einnahmen durch eigene
Steuern führt dazu, dass eine stabile Zuführung
zum Vermögenshaushalt nur durch äußerst spar-
same Ausgabenpolitik erreicht werden kann.
Dies führt zwangsläufig zu einer kritischen Be-
trachtung der sogenannten freiwilligen Aufga-
ben, die jedoch ein wichtiges Stück kommuna-
ler Selbstverwaltung darstellen. Weiterhin müs-
sen bei den Gebührenhaushalten die
Kostendeckungsgrade konsequent verbessert
werden.

Die Reduzierungen der Personalausgaben
können nur im Zusammenhang mit den Sach-
ausgaben betrachtet werden, da ab dem Jahre
1998 ca. 76 Mitarbeiter dem Eigenbetrieb zu-
geordnet wurden und somit als Sachausgaben
erfasst werden. Weiterhin verfälscht der öffent-
lich geförderte Arbeitsmarkt das Bild erheblich.
Nach einer Reduzierung dieser beiden größten
Ausgabengruppen bis zum Jahre 1996 zeigen
sich jetzt die Auswirkungen der hohen
Investitionsraten in Form von Folgekosten, die
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den Verwaltungshaushalt zunehmend belasten.
Die notwendigen Werterhaltungsmittel sowie
Bewirtschaftungskosten müssen jedoch einge-
stellt werden um den Investitionsstau nicht noch
zusätzlich zu belasten.

Die von der Landesregierung entwickelten
Personalvorgaben sind für die Stadt Prenzlau
kaum nachvollziehbar, da die vielfältigen Auf-
gaben bei der Klärung der Eigentumsverhält-
nisse (Prenzlau war zu 86% zerstört und da-
nach ungeordnet bebaut worden) sowie die
gesetzlichen Vorgaben im Kita-Bereich eine
hohe Arbeitskräftezahl binden.

Einer der bedenklichsten Entwicklungen ist
die rasante Entwicklung der Kreisumlage von
5,2 Mio. DM im Jahre 1991 auf ca. 10,7 Mio.
DM im Jahr 2001. Hier ist aus unserer Sicht
eine Fehleinwicklung eingetreten, die rasches
Handeln erfordert, denn mit 42,95% Kreisum-
lage in der strukturschwachen Uckermark wird
die wirtschaftliche Entwicklung stark gebremst.
Bei der Betrachtung des Vermögenshaushaltes
ist die Abhängigkeit von der Landesförderungen
ebenfalls erkennbar.

Die Aktivierung des eigenen Vermögens spielt
eine nicht zu verachtende Rolle, denn immerhin
haben Verkaufserlöse von ca. 18 Mio. DM seit
1991 zur Realisierung eines hohen Investitions-
volumens beigetragen. Mit einem Schuldenstand
von ca. 28 Mio. DM (Ende 2001) wird sich die
Pro-Kopf-Verschuldung auf ca. 1.350 DM ein-

stellen, dies bietet noch Handlungsspielräume für
die Zukunft, da die Struktur der Schulden
(Durchschnittszinssatz unter 3%) als günstig zu
beurteilen ist.

Mit einem stabilen Rücklagenbestand können
die zukünftigen Eigenanteile zur Absicherung
von Förderungen bereitgestellt werden.

Seit 1991 sind immerhin ca. 275 Mio. DM
Investitionsausgaben im Haushalt der Stadt aus-
gewiesen. Mit diesem Investitionsvolumen ist die
notwendige Erneuerung der Infrastruktur der
Stadt bei weitem noch nicht abgeschlossen, ein
Volumen von nochmals 150 bis 200 Mio. DM
wird prognostiziert um den Infrastruktur-
standard einer vergleichbaren westlichen Stadt
zu erreichen. Problematisch ist dabei der schon
beim Verwaltungshaushalt angesprochenen stei-
genden Bedarf der Werterhaltung neuer Inve-
stitionen, der zu einer sinkenden freien Spanne
führt.

Ein Finanzausgleichsgesetz ist aus unserer Sicht
überfällig, da die bisherigen Gemeinde-
finanzierungsgesetze die notwendige
Infrastrukturaufwendungen mit den Möglich-
keiten der eigenen Steuerkraft nur ungenügend
berücksichtigen konnten. Weiterhin hat sich ge-
zeigt, dass die Investitionsförderung über die
Investitionspauschale zwar punktuell den Ver-
waltungsaufwand der Förderung senkt und für
die kommunale Selbstverwaltung positive
Aspekte bringt, jedoch eine nachhaltige Stadt-
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entwicklung über die oft komplizierten
Förderprogramme des MSWV besser zu reali-
sieren ist. Die Stadt Prenzlau erhält Zuwendun-
gen für ein Sanierungsgebiet, ein Erneuerungs-
gebiet und ein Gebiet im Programm „Soziale
Stadt“, beantragt sind Zuwendungen im Pro-
gramm „Zukunft im Stadtteil“. Die bisherigen
Ergebnisse dieser Programme zeigen erhebli-
che Synergieeffekte in den Programmgebieten
und sind durch bedeutend höhere Nachhaltig-
keit geprägt.

Entwicklung der Einnahmen des Vermögenshaushaltes
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Beiträge

Eine Betrachtung des kameralen Haushaltes
alleine gibt aus unserer Sicht noch kein umfas-
sendes Bild der Leistungskraft einer Stadt ab.
Aus diesem Grund haben sich die Verwaltungs-
führung und die Stadtverordnetenversammlung
im Rahmen der Einführung neuer Steuerungs-
elemente darauf geeinigt, der Betrachtung des
städtischen Vermögens größere Aufmerksam-
keit zu schenken. So wurde im Jahre 1997 eine
komplette Anlagenrechnung in der Stadt
Prenzlau eingeführt und das Vermögen syste-
matisch erfasst und bewertet. Die Ergebnisse
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sind erstaunlich und geben eine völlig neue Di-
mension des städtischen Vermögens wider. So
entwickelten sich die Aktiva der Stadt von 950
Mio. DM am Beginn des Jahres 1997 auf ca.
1.000 Mio. DM zum 31.12.1999.

Von großer Bedeutung ist in dieser Betrach-
tungsweise der Stellenwert der städtischen Be-
teiligungen zu sehen. Mit einem Eigenkapital
von ca. 100 Mio. DM haben diese
Untenehmen eine große Wirtschaftskraft, die
sich durch hohe Investitionstätigkeit in den letz-
ten 10 Jahren ausdrückt. So wurden ca. 250
Mio. DM Investitionen durch die Beteiligungs-
gesellschaften realisiert, zusammen mit den
Investitionen des städtischen Haushaltes sind
dies immerhin über 500 Mio. DM Investitio-
nen die einen erheblichen Beitrag zur wirtschaft-
lichen Entwicklung unserer Stadt leisteten. Das
sehr hohe Investitionsniveau der letzten Jahre

wird in den nächsten Jahren kaum zu halten sein,
hier sind neben den eigenen Anstrengungen vor
Ort, Hilfen des Landes unverzichtbar.  Im Zuge
der Gemeindegebietsreform sollte das
Finanzausgleichsgesetz zügig vorangebracht
werden. Die Städte der Uckermark werden es
trotz großer Investitionstätigkeit nicht schaffen,
den Teufelskreis der hohen Arbeitslosigkeit, den
damit verbundenen Wegzug der jungen Fach-
kräfte und den folgenden Steuer-
mindereinnahmen zu durchbrechen. Eine Beibe-
haltung der jetzigen Gemeindestruktur oder eine
halbherzige Reform auf diesem Gebiet werden
zu einer Schwächung der Entwicklungszentren
führen und die Finanzprobleme in den struktur-
schwachen Landesteilen noch verschärfen.

Der Autor: Klemens Schmitz ist Kämmerer
der Stadt Prenzlau.

Tagungshinweis

09.15 – 10.30 Modernisierung der Finanz-
kontrolle Dr. Rudolf Dieckmann, Präsident
des Landesrechnungshofes Hamburg

10.45 – 11.45 Anwendung von Stichproben-
verfahren bei der Prüfung von Verwen-
dungsnachweisen, Dr. Reinhard Augstein,
Mitglied des Sächsischen Rechnungshofes

11.45 – 12.45 Organisationsentwicklungs-
prozess im Vorprüfungsamt der Bundes-
anstalt für Arbeit (Erfahrungsbericht mit
Anwendungsbeispiel), Dipl.-Kfm. Rainer
Dietz, Direktor des Vorprüfungsamtes,
Dipl.-Sozw. Heinrich Preiß, Leiter des Prüf-
gebietes IT-Revision und Datenschutz

13.30 – 14.30 Personal- und Erfahrungs-
austausch zwischen Rechnungshof und
Wirschaftsrüfungsgesellschaft, Wolf-
gang Göke, Mitglied des Niedersächsischen
Landesrechnungshofes, Dipl.-Kfm. Dirk
Suray, Regierungsdirektor im Niedersäch-
sischen Landesrechnungshof, Dipl.-Kfm.
StB Klaus-Peter Beyer, Geschäftsbereichs-
leiter, KPMG Hannover

14.45 – 16.00 Der öffentliche Prüfer als
Change Agent?, Praktische Konsequen-
zen eines neuen Leitbildes für Rechnungs-
höfe und kommunale Rechnungsprüfung
(Thesen, Beispiele), Prof. Dr. Martin Rich-
ter, Universität Potsdam

Prüfungen in der öffentlichen Verwaltung im Wandel
Veranstalter: Lehrstuhl Rechnungswesen und Wirtschaftsprüfung

der Universität Potsdam

Vorankündigung
Termin: 16. März 2001

Ort: Universität Potsdam, August-Bebel-Straße 89, Haus 1/ Raum 231 oder 214, 14482 Potsdam
Informationen und Anmeldung: Prof. Dr. M. Richter, Tel. 0331977/3805 ● Fax 0331/9773331



35

Die Kreisstadt Herzberg (Elster) liegt im Süd-
westen des Landes Brandenburg, also im soge-
nannten äußeren Entwicklungsraum. Herzberg
(Elster) erfüllt in der Region mittelzentrale Funk-
tionen und ist geschäftsführende Gemeinde des
Amtes Herzberg (Elster). Die Stadt hat 8.757
Einwohner, die übrigen zwölf amtsangehörigen
Gemeinden verfügen insgesamt über 3.253 Ein-
wohner (30.06.1999). Die administrative Fläche
der Stadt beträgt 4.446 ha, die des Amtes ins-
gesamt 17.794 ha.

Die finanzielle Lage der Städte und Gemein-
den im äußeren Entwicklungsraum des Landes
Brandenburg ist – im Gegensatz zum sogenann-
ten Speckgürtel um Berlin – überwiegend pro-
blematisch. Hohe Arbeitslosigkeit und die
schwierige wirtschaftliche Lage der Unterneh-
men in der Region wirken sich auf die Gemein-
dehaushalte aus. Die finanzielle Situation der
Kreisstadt Herzberg (Elster) hat sich ab Haus-
haltsjahr 1997 dramatisch verschlechtert.

Konnte in dem Zeitraum 1991 bis 1996 von
einer guten bis ausreichenden allgemeinen
Finanzausstattung gesprochen werden, sind ab
1997 (überwiegend durch Neuregelungen bei
der Ermittlung der Schlüsselzuweisungen) deut-
liche Rückgänge bei der allgemeinen Finanz-
ausstattung zu verzeichnen. Rückläufig ist seit
1997 besonders eine wichtige Einnahmequelle,
der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer.
Gegenüber 1996 ist der Gemeindeanteil an der
Einkommensteuer um 26,6% zurückgegangen!
Das gemeindliche Steueraufkommen (Grund-,
Gewerbe-, Vergnügungs-, Hundesteuern sowie
Gemeindeanteil an der Einkommen- sowie an
der Umsatzsteuer) weist seit 1998 weitgehend
das gleiche Niveau auf und deckt gegenwärtig
etwa 24% der Ausgaben des Verwaltungs-
haushaltes (etwa 25 Mio. DM jährlich) Hieran
ist erkennbar, wie bedeutsam weiterhin die
Gemeindefinanzierung durch das Land Bran-
denburg ist.

Ausgabenseitig ist festzustellen, dass ca. 30%
der Ausgaben des Verwaltungshaushaltes durch
allgemeine Umlagen (Kreisumlage, Gewerbe-

steuerumlage usw.) bestimmt werden. Hinzu
kommt, dass zahlreiche weitere Ausgaben so-
wohl dem Grunde nach als auch in der Höhe
durch gesetzliche Vorschriften  bestimmt sind
(Sozialhilfe, Lernmittelfreiheit usw.). Die Vor-
schriften im Bereich der Schulen und Kinder-
tagesstätten haben in den letzten Jahren den
Kommunalhaushalt belastet.

Auf Grund der angespannten Situation ist die
Stadt Herzberg seit 1999 nicht mehr in der Lage,
einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen. Das
Defizit wird (kumulativ, d.h. unter Einrechnung
der Fehlbeträge aus 1999 und 2000) im Jahre
2001 voraussichtlich bei 4,2 Mio. DM liegen.
Die Folge der defizitären Haushaltslage sind
deutliche Einschnitte bei den freiwilligen Lei-
stungen der Kommune, aber auch eine drasti-
sche Reduzierung im investiven Bereich. Erreich-
te in den ersten Jahren nach der „Wende“ das
Volumen des Vermögenshaushaltes jeweils etwa
das des Verwaltungshaushaltes, sind seit 1995
nachhaltige Rückgänge bei den Investitionen zu
verzeichnen. Gegenwärtig stehen den jährlich
etwa 25 Mio. DM des Verwaltungshaushaltes
Volumina im Vermögenshaushalt von unter fünf
Mio. DM gegenüber. Die sinkenden In-
vestitionsaufgaben wirken wiederum negativ auf
die regionale Wirtschaft, insbesondere die Bau-
wirtschaft.

Neben den Sparzwängen (Haushalts-
sicherungskonzept) scheint eine dauerhafte Ge-
sundung der Kommunalfinanzen nur durch
Veränderungen im Bereich der kommunalen
Finanzausstattung möglich. Positiv wirkte in die-
sem Zusammenhang die Regelung im
Gemeindefinanzierungsgesetz (§ 108 (4) GFG),
den Hauptansatz bei der Ermittlung der
Schlüsselzuweisung mit 118% zu vervielfältigen.
Hierdurch ist eine Verbesserung der Finanz-
austattung der Stadt Herzberg zu verzeichnen.
Nachhaltig positiv dürfte für die künftige Finanz-
ausstattung der Kreisstadt Herzberg (Elster) auch
eine Gemeindestrukturreform wirken. Entspre-
chend der Leitlinien der Landesregierung ist
vorgesehen, die Ämter des Modells 2 (größere

Die finanzielle Situation der Kreisstadt Herzberg
(Elster) unter den gegenwärtigen Bedingungen der

Gemeindefinanzierung

Matthias Krüger
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geschäftsführende Gemeinde mit Hauptamtli-
chen Bürgermeister und kleineren Amtsan-
gehörigen Umlandgemeinden) durch
Zusammenschluss der Gemeinden zu amtsfreien
Gemeinden zu entwickeln. Unabhängig von
sogenannten „Kopfprämie“ für freiwillige
Gemeindezusammenschlüsse ist im Falle Herz-
bergs dann mit einer dauerhaften Verbesserung
der Schlüsselzuweisungen um ca. 10% zu rech-
nen. Insgesamt ist jedoch davon auszugehen, dass
ein Ausgleich der dauerhaften Unterschiede bei
der kommunalen Finanzausstattung im Land
Brandenburg mit der deutlichen Diskrepanz
zwischen Berliner Umfeld und strukturschwa-
chem  äußeren Entwicklungsraum nur im Wege
eines Finanzreformgesetzes gelöst werden kann.

Der Autor: Matthias Krüger ist Kämmerer
der Stadt Herzberg.

Neues Forschungsvorhaben:
Forschungsnetzwerk

integrierte Kommunalver-
waltung/e-government

Am Kommunalwissenschaftlichen Institut (KWI)
der Universität Potsdam wird gegenwärtig unter
der Leitung von Prof. Reichard (Public Mana-
gement) und unter Beteiligung weiterer Lehr-
stühle (Frau Prof. Horn (Institut für Informa-
tik), Prof. Jann (Verwaltung und Organisation)
und Prof. Wagner (Organisation und Personal))
sowie zahlreicher weiterer Forschungsinstitute
und Dienstleister ein Forschungsnetzwerk zum
Thema e-government aufgebaut. Das Ministeri-
um für Wissenschaft, Forschung und Kultur des
Landes Brandenburg fördert dieses Vorhaben
bis 31.12. 2003. Das Netzwerk konzentriert sei-
ne Arbeit zunächst auf den Landkreis Potsdam-
Mittelmark und arbeitet mit der Landkreis-
verwaltung und mehreren Pilotkommunen eng
zusammen.

Im Rahmen des Netzwerkes sollen die öffent-
lichen Dienstleistungen im ländlichen Raum
verbessert werden, wobei das Konzept einer
integrierten Kommunalverwaltung einen beson-
deren Stellenwert einnimmt.  Dabei geht es um
die Reduzierung unterschiedlicher Zuständig-
keiten in der Erledigung  kommunaler Dienst-
leistungen.  Aufgaben, die zur Zeit von Kreis-

oder Gemeindeverwaltung erbracht werden, sol-
len für den Bürger zukünftig über ein „single
window“ erreichbar sein. Virtuelle Portale er-
öffnen die Möglichkeit, den Zugang zu unter-
schiedlichen Leistungen der Verwaltung auf ein
einziges „Fenster“ zu reduzieren. Um parallel
zum virtuellen Zugang die physische Erreich-
barkeit der Verwaltung zu gewährleisten, sind
sogenannte multifunktionale Serviceläden vor-
gesehen, die eine Weiterentwicklung der bishe-
rigen Bürgerämter darstellen. Alle kommuna-
len Dienste und auch Dienstleistungen priva-
ter Anbieter sind für den Bürger über einen
einzigen Anlaufpunkt erreichbar. Mit diesem
Konzept lässt sich die Idee von „one stop
government“ verwirklichen, wonach der Bür-
ger lediglich durch einen Kontakt mit der Ver-
waltung Anliegen unterschiedlichster Art erle-
digen kann. Allerdings sind dafür auch verwal-
tungsinterne Reorganisationsmaßnahmen not-
wendig. Durch die Optimierung und
Digitalisierung von Geschäftprozessen lassen
sich Effizienz- und Innovationspotentiale er-
schließen, die zum Abbau bürokratisch-hierar-
chischer Strukturen führen.

Im Rahmen des Forschungsvorhabens sollen
pilotartige Projekte initiiert und wissenschaft-
lich begleitet werden, die als Referenzmodelle
für andere Kommunalverwaltungen dienen. Da
e-government immer noch schwierige und un-
gelöste Fragen aufwirft (u.a. juristische, betriebs-
wirtschaftliche, informationstechnische ...),
kommt dem Aufbau eines Forschungs-
netzwerkes im Landkreis Potsdam-Mittelmark
eine besondere Bedeutung zu. Neben der kom-
munalen Ebene (Landkreis Potsdam-Mittelmark
sowie einige Gemeinden), sollen weitere Ak-
teure aus dem Bereich der Wissenschaft und
Forschung, Akteure aus den Landesverwaltungen
des Landes Brandenburg sowie private Partner
in ein gemeinsames Forschungsnetzwerk ein-
gebunden werden, das Kontakte zu anderen
Kommunen, Landes- und Bundesverwaltung
sowie zur Industrie- und Handels- und Hand-
werkskammer aufbaut.

Als erster offizieller Auftakt des Forschungs-
netzwerkes wird voraussichtlich Ende März ein
Workshop am KWI der Uni Potsdam stattfin-
den. Nähere Informationen können am KWI
abgerufen werden.
Ansprechpartner:
Tino Schuppan, Tel.: 0331/977-4505; e-mail:
schuppan@rz.uni-potsdam.de
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Insbesondere in Krisenzeiten wurde in Bran-
denburg/Preußen auf die Stärkung und Akti-
vierung der lokalen Ebene gesetzt. Die Bedeu-
tung des Einsatzes der Bürgerinnen und Bür-
ger für die Gemeinschaft und das Gemeinwohl
wurden als wichtiges Element zur Stärkung des
Gesamtstaates angesehen. Bereits in diesen Zei-
ten wurden Erfahrungen dahingehend gesam-
melt, dass kommunale Selbstverwaltung mehr
ist als die bloße Administration von Landesge-
setzen und -vorgaben. Brandenburg braucht die
Stärkung und Weiterentwicklung auch unserer
kleinen Städte und Gemeinden und nicht eine
weitergehende Auflösung vorhandener
gemeindlicher Strukturen.

Ausgangslage

1. Der Reformbedarf hinsichtlich der bran-
denburgischen Gemeindestrukturen wird von
der überwiegenden Mehrzahl der beteiligten
Akteure anerkannt. Unumstritten dürfte auch
die Forderung sein, dass wir dauerhaft trag-
fähige Strukturen schaffen müssen. Diese neu-
en Strukturen müssen zu mehr Effizienz, dür-
fen aber nicht zu weniger Demokratie füh-
ren.

2. Das Amtsmodell in Brandenburg stellt
den Versuch dar, Effizienz und
Fachlichkeit eines zentralisierten
Verwaltungshandels mit dezentralen und
demokratischen Elementen zu verbinden.
Bei aller Reformbedürftigkeit gehört das
Amt zu den grundlegenden verwaltungs-
politischen Errungenschaften des Landes
Brandenburg. Hier hat der Brandenbur-
ger Weg ein Stück weit Verwirklichung
in praktischer Politik gefunden. Trotz al-

Anmerkungen zur Gemeindegebietsreform –
Chancen einer nachhaltigen Modernisierung der

Gemeindestrukturen im Land Brandenburg

Christian Maaß
Der Innenminister und sein Ministerium schreiten entschlossen voran. Die Gemeindegebiets-
reform entsprechend der vorliegenden Leitlinien wird nun mittels Kabinettsbeschlüssen
sowie Gesetzen und Verordnungen näher ausgeformt und umgesetzt. Dies scheint eindeu-
tiger politischer Wille der großen Mehrheit auch im Landtag zu sein. Angesichts dieser
Ausgangslage erscheinen Veränderungen am Konzept eher unwahrscheinlich. Der folgende
Beitrag ist aus diesem Grund als sehr subjektive Meinungsäußerung zu verstehen, die auf
Probleme und alternative Entwicklungspfade aufmerksam machen will.

ler Bekundungen scheint das langfristige
Ziel des Innenministeriums die Abschaf-
fung der Ämter zu sein. Nicht ihre Abschaf-
fung sondern eine Weiterentwicklung des
Amtes sollten Ziel einer aufgeklärten
Verwaltungspolitik im Land Brandenburg sein.
Es ist die Frage zu stellen, warum Kom-
munal- und Landespolitik hier vorhande-
ne Handlungs- und Gestaltungs-
spielräume (einfach) aus der Hand geben.
Im Nebeneinander und Miteinander von
weiterentwickelten Ämtern und amts-
freien Gemeinden sowie in der Förderung
freiwilliger Zusammenschlüsse liegt die
Zukunft brandenburgischer Gemeinden.

3. Insbesondere der ländliche Raum ist von
grundlegenden negativen Entwicklungen be-
droht. Finanzielle Engpässe, Bevölkerungs-
rückgang und fehlende wirtschaftliche Ent-
wicklung sind hier nur einige Phänomene.
Gerade dieser ländliche Raum braucht auch
weiterhin öffentliche Kristallisationspunkte für
die Bildung und Stärkung örtlicher Akteure.
Ohnehin sind soziale Räume bedroht, ziehen
sich private Dienstleister immer mehr zurück.
Die öffentliche Hand, darf diesen Trend nicht
noch verstärken. Die angebotenen Kompe-
tenzen für Orte bzw. Ortsteile ersetzen nicht
die voll ausgebildete demokratische Struktur
der kommunalen Selbstverwaltung. Die be-
stehende Defizite dürfen nicht als Begründung
für die Abschaffung der lokalen Demokratie
herangezogen werden.

4. Die vom Innenministerium vorgelegten
Leitlinien erscheinen – bei zugegeben sehr kri-
tischer Beurteilung – als das Ergebnis eines
Reformaktionismus. Dieser Aktionismus führt
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zu keinen dauerhaft vernünftigen Lösungen.
Zudem werden aus vordergründig tages- und
parteipolitischen Erwägungen vorliegende Er-
gebnisse und Konzepte (u.a. Enquete-
kommission) negiert. Aktive Politik ist mehr
als die Umsetzung bürokratischer, zentralisti-
scher Vorstellungen von Ministerialbeamten.
Hier möchte man sich etwas mehr Gespür
für die spezifischen brandenburgischen Her-
ausforderungen wünschen, die sich doch deut-
lich von der Situation in anderen Bundeslän-
dern unterscheidet.

5. Die jetzt vorliegenden Leitlinien sind zu-
dem das Ergebnis eines nicht immer sehr strin-
genten verwaltungspolitischen Weges. So gab
es im Vorfeld der letzten Landtagswahlen
deutliche Bestrebungen, sinnvolle und mögli-
che Entwicklungen – hier sei noch einmal auf
die Ergebnisse der Enquetekommission ver-
weisen – zu verhindern. Nun sind sehr inten-
sive Veränderungen geplant. Es wird zu Mit-
teln gegriffen, die in ihren Auswirkungen für
viele brandenburgischen Gemeinden viel wei-
terreichende Folgen haben, als dies von der
Enquetekommission vorgesehen war. Für das
Modell der Amtsgemeinde sind – mit dem
Hinweis auf Grundgesetz und Garantie der
kommunalen Selbstverwaltung – deutliche
rechtliche Probleme vermutet worden. Nun
sollen viele kleinen Gemeinden einfach abge-
schafft werden. Zudem nimmt das Innenmi-
nisterium mit seinen konkreten Umsetzungs-
plänen zukünftige politische Entscheidungen
vorweg. Das Innenministerium geht in seinen
Plänen noch über die strikten Leitlinien hinaus.
Der Landesgesetzgeber könnte sich hier fragen
lassen, ob er auf diesem so wichtigen Gebiet –
einem der wenigen, für die der Landtag großen
Entscheidungs- und Gestaltungsspielraum ei-
gener politischer Vorstellungen hat – letztend-
lich widerstandslos dem Innenministerium die
Entscheidung überantworteten will.

6. Für die Vorstellungen des Innenministeri-
ums ist eine größere Ausgewogenheit und in
Teilen größere verwaltungspolitische Stringenz
wünschenswert. (Unklar bleibt beispielswei-
se, wie die Zahl von drei bis sechs amtsan-
gehörigen Gemeinden zustande gekommen
ist.) Es entsteht der Eindruck, dass letztend-
lich die Abschaffung der Ämter Ziel der Ver-
änderungen ist. Wenn dies so ist, sollte es
offen und deutlich so benannt werden.

Empfehlungen

1. Die Umsetzung der Leitlinien des Innen-
ministeriums ist auszusetzen. Ziel der Reform
ist zukünftig die Weiterentwicklung und Stär-
kung (u.a. durch Aufgabenübertragung) des
Amtes und nicht seine Abschaffung. Mit der
Stärkung des Amtes ist eine weitere Demo-
kratisierung seiner Entscheidungsstrukturen
notwendig. Hierzu kann auf die Ansätze der
Enquetekommission zurückgegriffen werden.

 2. Freiwillige Zusammenschlüsse zu amts-
freien Gemeinden aber auch innerhalb von
Ämtern werden weiter gefördert. Fehlent-
wicklungen – Kragenämter, problematische
Strukturen im Amt des Typs II – werden be-
seitigt.

3. Bei weiter sinkender Einwohnerzahlen sind
sowohl sinnvolle Eingemeindungen in kreis-
freie Städte als auch eine Einkreisung bei
gleichzeitiger Begradigung von Kreisgrenzen
möglich.

4. Durch die Nutzung neuerer Entwicklun-
gen im Bereich der Informationstechnologie
ergeben sich Chancen für die dezentrale Bün-
delung von Dienstleistungen unterschiedlicher
Anbieter. Diese Dienstleistungen müssen nicht
vor Ort produziert, können jedoch vor Ort
angeboten werden. Hierzu sind Modellvor-
haben einer „integrierten Kommunalverwal-
tung“ zu unterstützen, die u.a. die Kooperati-
on von Gemeinde-/Stadt- und Amts-
verwaltungen mit den jeweiligen Kreis-
verwaltungen unterstützen.

5. Eine grundsätzliche und tiefgreifende Mo-
dernisierung der Landesverwaltung bildet  den
Ausgangspunkt für eine dauerhafte Steigerung
von Demokratie und Effizienz auf allen
Verwaltungsebenen des Landes. Das Ministe-
rium des Innern unterstützt die Kommunal-
verwaltungen bei einer breit angelegten
Qualifizierungs- und Modernisie-
rungsoffensive.

Der Autor: Dipl. Pol. Christian Maaß ist wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Pu-
blic Management an der Universität Potsdam.
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Das KWI war 2000 wieder für die brandenbur-
gische Landesregierung tätig. Im Rahmen der
Verwaltungsoptimierung in der Landes-
verwaltung bearbeitete das KWI im Zeitraum
zwischen Juni bis Oktober 2000 wissenschaftli-
che Fragen der Aufgabenkritik für den
Ausschuss für Verwaltungsoptimierung (AVO)
bzw. die Zentrale Projektgruppe für
Verwaltungsoptimierung (ZPG). Der Auftrag
bestand aus zwei Teilen: einerseits Mitwirkung
bei der Aufgabenerfassung und Aufgabenkritik,
andererseits Mitarbeit bei Best-Practice-Recher-
chen in den Politikfeldern Umweltschutz und
Straßenbau sowie in den Servicebereichen Im-
mobilien, Vermessungs- und Katasterwesen.

Mit dem Konzept zur Aufgabenkritik ist in
der brandenburgischen Landesverwaltung erst-
mals der Versuch unternommen worden, einen
anderen Weg zur Sanierung des Haushalts zu
gehen. Im Mittelpunkt steht die Verschlankung
der offenbar personell überdimensionierten
Landesverwaltung durch Überprüfung der
wahrgenommenen Aufgaben. Der Personalab-
bau soll nicht mehr nach dem „Rasenmäher-
prinzip“ erfolgen, sondern durch aufgaben-
kritische Gewichtung.

Die Aufgaben wurden erstmals erfasst und das
entsprechende Personal zugeordnet. Auf dieser
Grundlage entstand ein Überblick über das um-
fangreiche Leistungsangebot und über zahlreiche
Optimierungspotentiale. Es fehlte jedoch ein Maß-
stab, welche Aufgaben notwendigerweise und in
der richtigen Form wahrgenommen werden.
Maßstab kann einerseits die politisch-strategische
Programmatik und andererseits der Vergleich mit
der Wahrnehmung einer Aufgabe in anderen
Landesverwaltungen sein.

Aus der Arbeit des KWI

 Aufgabenkritik in der Brandeburgischen Landes-
verwaltung

Chris Boeck

Ziel der wissenschaftlichen Unterstützung war
es daher, Vergleichsdaten zu liefern, die zu ei-
nem stärkeren Rechtfertigungszwang führen
können bzw. zumindest eine Positionierung er-
laubt. Dazu wurden in zahlreichen Sitzungen
Fragen erörtert und Anregungen wohlwollend
aufgenommen sowie Kurzberichte verfasst. Als
hilfreich erwiesen sich dabei ausgewählte Lite-
raturhinweise, Internet-Links sowie Listen von
Ansprechpartnern in anderen Landes-
verwaltungen.

Bei den Recherchen und der beratenden Un-
terstützung wurde immer wieder festgestellt,
dass aussagekräftige Daten in der Regel nicht
bekannt oder auf Arbeitsebene nicht ohne wei-
teres zugänglich waren. Zudem erwies sich die
Kategorie „Aufgabe“ als wenig hilfreich, weil
sie keine hinreichende Hierarchisierung und Dif-
ferenzierung zuließ („Wir vollziehen Gesetze.“).
Die Analyse von Leistungen (Output) und de-
ren Erstellung im Sinne der Neuen Steuerung
war demnach nicht möglich. Somit war es nicht
differenziert möglich, die Aufgaben-
wahrnehmung genau zu vergleichen, weil meh-
rere Aufgabenfelder vermischt und nicht nach
Kosten und Leistungen sowie Qualität aufge-
schlüsselt werden konnten. Ein erstes
Untersuchungsergebnis war somit die Kritik
an der Aufgabenkritik als inputorientiertes
Optimierungsverfahren („stumpfes Schwert“).
Aufgabenkritik erlaubt keine differenzierte Kri-
tik, da viele Aufgaben kritikresistent waren.
Außerdem zwang das Verfahren dazu, alle
Verwaltungsressourcen auf die Verteidigung
von Aufgaben auszurichten. Da eine verwal-
tungspolitische Priorisierung innerhalb der
Landesverwaltung fehlte wurden alle Aufgaben
als wichtig angesehen.  In den Mittelpunkt rutsch-
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te somit die Aufgabenwahrnehmung bzw. die
Leistungserstellung. Obwohl ein Vergleich von
Vergleichbarem (Benchmarking) nicht möglich
war, verdeutlichten die durchgeführten Verglei-
che bereits während der Untersuchung dazu,
die Position einzelner Verwaltungen in Deutsch-
land zu bestimmen und einige Anregungen zu
erhalten, die auch relativ schnell in ressortüber-
greifende Diskussionen einflossen.

Die Aufgaben wurden bei den Recherchen
(soweit möglich) grob in Aufgaben mit reinem
Vollzugscharakter (Durchführungsaufgaben),
Servicecharakter (nicht-fachliche und fachliche
Dienstleistungen und Routinedienstleistungen)
und Steuerungscharakter bzw. strategische Policy-
Aufgaben differenziert.

Untersucht wurde die Arbeitsteiligkeit im
Politikfeld Umweltschutz, d.h. die räumliche
(Standorte) und die funktionale (Aufbau-
organisation, Aufgabe, Kooperation und Per-
sonal) Wahrnehmung einer Aufgabe. Vergleichs-
partner waren Schleswig-Holstein, Rheinland-
Pfalz und Mecklenburg-Vorpommern. Festzu-
stellen war, dass die Brandenburger Umwelt-
verwaltung bezogen auf die Fläche überdurch-
schnittlich wenig und bezogen auf die Einwoh-
nerzahl jedoch überdurchschnittlich viel Perso-
nal beschäftigt, wenn die reinen Umwelt-
fachaufgaben betrachtet werden. Wenn die Um-
weltverwaltung als flächenbezogene Verwaltung
verstanden wird, dann steht Brandenburg zah-
lenmäßig vergleichsweise gut dar. Zu kritisieren
war jedoch die eindeutige Dominanz der ober-
sten und oberen Landesverwaltung. Im Service-
und Führungsbereich waren Überkapazitäten
feststellbar, die in anderen Ländern so nicht
vorliegen. Optimierungspotentiale liegen in der
Zusammenführung von Verwaltungseinheiten
(z.B. Landesamt für Geowissenschaften und
Rohstoffe) und Laborkapazitäten sowie
Verwaltungsstandorten. Die brandenburgischen
Immissionsschutzämter wären zu Umwelt-
ämtern aufzuwerten und regionale Arbeitstei-
lung anzustreben (wie in Schleswig-Holstein:
lufthygienische Überwachung; Lärm, Erschüt-
terungen und elektromagnetische Felder; Licht-
einwirkungen). Allgemeiner Nachholbedarf
besteht im Outsourcing (z.B. Bündelung von
Mess- und Erhebungskapazitäten) und in der
Kooperation mit externen Partnern in den Be-
reichen Umweltschutzdienste, Nationalpark-
service sowie Gutachtenerstellung, Untersuchun-

gen und Forschung. Zu berücksichtigen wäre
auch die wichtige Pionierarbeit Entwicklung ei-
nes Produkthaushalts in Hessen.

Im Politikfeld Straßenbau wurde ähnlich
vorgegangen. Vergleichspartner waren v.a.
Schleswig-Holstein und Hessen. Im Vergleich
kann man in Brandenburg neben einer eigen-
ständigen Aufgabenverteilung und Strukturierung
der Verwaltung eine leichte Überbesetzung
(Kennzahl Personal auf 100 km) v.a. im Bereich
des Vollzuges feststellen. Zahlreiche Aufgaben
werden noch innerhalb der Landesverwaltung
erledigt. Erstaunlich waren die Aufgabenberei-
che, die nur indirekt mit Straßenbau und -
unterhalt zu tun haben wie z.B. Landschafts-
pflege, Erhalt und Pflege der Alleen, ökologi-
sche Straßenseitenraumpflege usw. Hier sollte
über Verlagerungs- und Kooperationsmöglich-
keiten nachgedacht werden. Als Kritikpunkte
stellten sich die organisatorische Aufgaben-
zergliederung und Hierarchisierung auf oberster
und oberer Ebene heraus. Viele Aufgaben wä-
ren zu integrieren bzw. zu dezentralisieren und
Verwaltungseinheiten zu vergrößern sowie
Standorte zu verringern. Zu einem großen Pro-
blembereich zählen die hohen Qualitäts- und
Quantitätsanforderungen in der Straßenbau-
verwaltung, die viel Personal binden. Hier ist eine
Novellierung notwendig. Die Beschleunigung
von Planungs- und Genehmigungsverfahren
vermindert ebenfalls den Verwaltungsaufwand
wie die Optimierung der Ausstattung und des
Einsatzes von Fahrzeugen und Geräten, der or-
ganisatorischen Verbesserung durch Arbeits- und
Einsatzplanung usw.

Die typische Serviceaufgabe Liegen-schafts-
bzw. Immobilienverwaltung ist lediglich eine
unterstützende Aufgabe, um die Erledigung von
Kernaufgaben zu ermöglichen. Diese Aufgabe
wird zur Zeit noch sehr stiefmütterlich behan-
delt, weil Immobilien/Grundstücke nicht als
wirtschaftlich zu nutzende Ressource behandelt
und leicht realisierbare Einsparpotentiale nicht
ausgeschöpft werden. Untersucht wurden Mög-
lichkeiten der Professionalisierung der
Liegenschafts- bzw. Immobilienverwaltung.
Vergleichspartner bzw. Pioniere waren Rhein-
land-Pfalz und Schleswig-Holstein sowie Ber-
lin, Hamburg und Bremen. Als anregende Er-
gänzung kamen Niedersachsen, der Bund und
die kommunale Ebene dazu. Die Reform der
Landesbau- und Liegenschaftsverwaltung ist mit
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dem Wechsel der Rechts- und Organisations-
form oder mit dem Einkauf von Immobilien-
bzw. Facilitymanagementleistungen verbunden.
Die Reformen betreffen die Immobilie als
Vermögensanlage und die immobilienbezogenen
Dienstleistungen zur Vermögensoptimierung.
Dazu gehören v.a. Facility Management (Ver-
und Entsorgung, Reinigung, Sicherheit,
Gebäudetechnik usw.) sowie die verstärkte Aus-
lagerung von Bau- und ingenieurtechnischen
Leistungen. Hinzu kommen die Vermarktung
nicht mehr benötigter Flächen und Gebäude
sowie die Zentrale Beschaffung. Erwartete Ef-
fekte sind Kosteneinsparungen (bis zu 30% )
und die Konzentration auf die eigentlichen
Kernfunktionen einer öffentlichen Verwaltung
(Erfüllungs- und Gewährleistungs-
verantwortung). Hintergrund der Reformen ist
die Reduzierung von Schnittstellen und
Hierarchiestufen (Zentralisierung von Zustän-
digkeiten), Herstellung einer Eigentümer-Ver-
mieter-Beziehung, mehr Marktorientierung
durch Einführung einer Marktmiete, neue Mög-
lichkeiten der Kostensteuerung (u.a. intensive-
re Gebäudenutzung, Flächenreduzierung,
Bewirtschaftungsoptimierung sowie Personal-
kosteneinsparungen). In der Regel gab veran-
schlagte man ca. 1-2 Jahre zur Klärung juristi-
scher Probleme, Gesetzesänderungen bzw. -neu-
formulierung usw. Besondere Herausforderun-
gen sind die Überleitung des Personals und die
Beziehungen zum Bund sowie die
Vermarktlichung.

Das Vermessungs- und Katasterwesen ist
ein Aufgabenfeld im Politikfeld Inneres, wel-
ches die Erledigung von Kernaufgaben mit fach-

lichen Dienstleistungen unterstützt. Dazu ge-
hört die Erstellung und Fortführung des
Liegenschaftskatasters sowie die topographische
(amtliche) Kartierung. Sie liefert die Grundla-
gen für die Besteuerung von Grundbesitz und
die strategische (Raum-)Planung. Als Vergleichs-
partner dienten die Länder Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachsen, Bayern, Baden-Würt-
temberg und Nordrhein-Westfalen. Ein Blick
ins Ausland zeigte, dass dieser Bereich auch
vermarktlicht werden kann. Im Vergleich zu
anderen Bundesländern erscheinen die Kontroll-
funktionen im brandenburgischen Innenministe-
rium und im Landesvermessungsamt relativ
groß. Hier bietet sich die Vergrößerung der
Leitungsspannen, eine bedeutende Erhöhung
der Zahl der Sachgebiete innerhalb der Dezer-
nate und Referate sowie die Bündelung zusam-
mengehörender Aufgaben an. Weitere Möglich-
keiten der Auftragsvergabe sind ebenfalls
prüfenswert. Im Vergleich zu anderen Verwal-
tungen innerhalb der Landesverwaltung ist das
Landesvermessungsamt sehr reformfreudig und
eine Entwicklung zu einem Landesbetrieb zeigt
sich auf. Zu empfehlen ist die Entwicklung hin
zu einem Dienstleister für Geoinformationen,
der die verschiedenen Leistungen in diesem
Bereich bündelt.

Die Kooperation mit der Landesregierung und
Landesverwaltung war sehr vertrauensvoll und
fruchtbar und wird im Rahmen der Staats-
modernisierung fortgesetzt.

Der Autor: Dipl. Pol. Chris Boeck ist Projekt-
mitarbeiter am Lehrstuhl für Public Manage-
ment  der Universität Potsdam.

KWI-Kolloquium im Sommersemester 2001

Sie sind erneut herzlich eingeladen, auch im kommenden Semester an unseren KWI-Kolloquium
teilzunehmen. Wir werden uns folgenden Themen zuwenden:

25.04.2001 E-Government in der Kommune

30.05.2001 Kommunale Regiebetriebe im Wettbewerb

27.06.2001 Jugendhilfe und Kommune – neue Formen der Steuerung

Die Veranstaltungen finden jeweils von 18.00 Uhr s.t. bis 20.00 Uhr am Uni-Komplex
Griebnitzsee (Haus 1/ R.114) statt. Eventuelle kurzfristige Änderungen entnehmen Sie bitte dem

aktuellen Internetangebot des Institutes unter:: http://www.uni-potsdam.de/u/kwi/index.htm.
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Die Kommunen, ihre Verbände und die Länder-
innenminister bereiten eine tiefgreifende Reform
des kommunalen Haushalts- und Rechnungswe-
sens vor. Das KWI ist an den Arbeiten beteiligt
und begleitet die Entwicklung mit wissenschaftli-
chen Arbeiten, Beratung und Fortbildung.

Dabei geht das KWI von folgendem Ziel aus:
Das  neue Haushalts- und Rechnungswesen muss
so ausgestaltet werden, dass es Politikern und
Managern in den Kommunen tatsächlich bes-
sere Grundlagen für die Planung, Entscheidung
und Kontrolle bietet. Bei einigen der z. Z. lau-
fenden Modellprojekte zeichnet sich die Gefahr
ab, dass sie sich zu eng an das kaufmännische
Rechnungswesen und das Handelsrecht anleh-
nen. Fachleute bescheinigen aber gerade dem
deutschen Handelsrecht eine geringe betriebs-
wirtschaftliche Aussagekraft und eine mangeln-
de Eignung als Managementinstrument. Unter
Steuerungsgesichtspunkten ist es beispielsweise
wichtig, dass Interne Leistungsverrechnungen
und kalkulatorische Zinsen auf das dort gebun-
dene Kapital integraler Bestandteil des
Rechnungsstoffs in den Teilhaushalten (Teil-
budgets) werden. Zu stark handelsrechtlich ori-
entierte Modellprojekte haben damit Schwie-
rigkeiten, weil das kaufmännische Rechnungs-
wesen diese Positionen in der Finanzbuchhal-
tung nicht kennt.

Die Aktivitäten des KWI richten sich deshalb
z. Z. insbesondere darauf, diese Steuerungs-
perspektive durchzusetzen. Entsprechend ste-
hen auch bei den Fortbildungsangeboten des
KWI die Anforderungen der neuen Steuerung
in der Praxis im Vordergrund. Auf die Ankün-
digung der Seminare zur Kosten- und Leistungs-
rechnung und zum Produkthaushalt an anderer
Stelle in diesem Heft wird verwiesen. Sobald
sich die Konturen des neuen Haushaltsrechts
genauer abzeichnen, wird das KWI auch dazu
Veranstaltungen anbieten.

Wer sich eingehender mit den Fragen befas-
sen und sich einen Überblick über den aktuellen

Stand der Diskussion verschaffen will, sei auf
die folgenden neueren Veröffentlichungen hin-
gewiesen.

• Als Beispiel für laufende Modellprojekte:

Dokumentation des Konzepts für einen
doppischen Kommunalhaushalt im Neuen
Kommunalen Finanzmanagement (5 Städte in
NRW, ca. 800 Seiten). www.Neues-Kommu-
nales-Finanzmanagement.de.

• Überblick über den Stand der Praxis:

Bals/Hack: Verwaltungsreform: Warum und
wie. Band 1 der Reihe „Die neue Kommu-
nalverwaltung“, München 2000, S. 77-95.

• Stand der wissenschaftlichen Diskussion:

Bals/Reichard: Das neue kommunale Haus-
halts- und Rechnungswesen. In: Budäus/
Küpper/Streitferdt (Hrsg.): Neues öffentliches
Rechnungswesen – Stand und Perspektiven –
Klaus Lüder zum 65. Geburtstag, Wiesbaden
2000, S. 203-233.

• Stand im Ausland:
OECD/Puma (Hrsg.): Accrual accounting
and budgeting practices in member countries.
www.oecd.org/puma/budget/.

Ansprechpartner im KWI sind:

• Dr. Hansjürgen Bals, Tel.: 0331/9774539;
email: bals@rz.uni-potsdam.de.

• Prof. Dr. Christoph Reichard

Professur für Betriebswirtschaftslehre mit dem
Schwerpunkt Öffentliche Verwaltung / Öf-
fentliche Unternehmen (Public Management);
Geschäftsführender Direktor des KWI , Tel.:
0331/9773806; email: reichard@rz.uni-
potsdam.de

• Prof. Dr. Martin Richter

Professur für Betriebswirtschaftslehre mit dem
Schwerpunkt Rechnungswesen und Wirt-
schaftsprüfung, Tel.: 0331/9773805; email:
mrichter@rz.uni-potsdam.de

Neues kommunales Haushalts- und Rechnungswesen

Schwerpunktforschung
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Das Buch „Verwaltungsreform: Warum und wie“
eröffnet eine Buchreihe, die vorbildliche kommu-
nale Verwaltungspraxis beschreibt und weiterzuent-
wickeln hilft. Der Eröffnungsband ist in zwei Haupt-
teile gegliedert: Teil I bietet auf ca. 115 Seiten ei-
nen Leitfaden zur Verwaltungsmodernisierung. Als
„Lesebuch“ stellt er den Stand moderner kommu-
naler Verwaltungsführung in der Praxis dar. Beson-
deres Gewicht wird den Fragen geschenkt, wie die
einzelnen Elemente Neuer Steuerung zusammen-
hängen, wie die Instrumente aufeinander abge-
stimmt werden müssen und wie sich harte und weiche
Faktoren im Reformprozess gegenseitig bedingen.

Zwei einleitende Kapitel befassen sich mit den
Gründen für die Verwaltungsreform und den Vor-
aussetzungen zur Schaffung eines örtlichen
Reformklimas. Sodann werden das Verhältnis von
Politik und Verwaltung, die neuen Führungsstruk-
turen innerhalb der Verwaltung und die Fragen der
Dezentralisierung behandelt. Breiten Raum nimmt
die konzeptionelle und instrumentelle Ausgestaltung
des neuen Steuerungssystems ein. Dabei stellen die
Autoren das Haushalts- und Rechnungswesen in
den Mittelpunkt: Als zentrales Instrument der kurz-
fristigen (jährlichen) Finanz- und Produktsteuerung –
aber auch als Ausgangspunkt für die strategische
Planung – wird der sog. Produkthaushalt beschrie-
ben. Er enthält nicht nur die Finanzvorgaben in
Form der (Zuschuss-) Budgets, sondern auch die
Produktinformationen und – im Rahmen des noch
sehr im Experimentierstadium steckenden Kontrakt-
managements – in Zukunft auch die Leistungsvorgaben.
Ausführlich wird in diesem Zusammenhang der Stand
fortschrittlicher Budgetierungspraxis dargestellt.

Es folgen zwei Kapitel, in denen die erforderli-
chen – und inzwischen auf den Weg gebrachten –
Änderungen des kommunalen Haushaltsrechts er-
läutert werden und Tipps dazu gegeben werden,
was die Kommunen im Vorgriff darauf schon heute
tun können und sollten. Dazu gehört die Darstel-
lung der Praxis der Verrechnung der Internen
Dienstleistungen und der schrittweisen Einführung
des Ressourcenverbrauchskonzepts und der Bilanz.

Ein Kapitel zur Stellung und Funktion der Kosten-
und Leistungsrechnung im Rahmen des neuen Haus-
halts- und Rechnungswesens rundet den Steuerungs-
teil ab. Beschlossen wird der Leitfaden mit einem
Kapitel, das Empfehlungen zur Organisation des ört-
lichen Reformprozesses enthält. Ein zweiter Haupt-
teil enthält auf 75 Seiten das Lexikon moderner
Verwaltungsführung. Als Nachschlagewerk erleich-
tert das Lexikon dem Leser die exakte Definition
aller einschlägigen Reformvokabeln, von „A“ wie
„Aktivierender Staat“ über „D“ wie „Doppik“ bis
zu „Z“ wie „Zivilgesellschaft“.

Das Buch wendet sich an den Praktiker, und zwar
sowohl an den Neuling im Reformthema, dem in
motivierender Form vermittelt wird, „wie es geht“,
als auch an den alten Hasen, der sich über den aktu-
ellen Stand der Kunst informieren will. Mit einer
ansprechenden Aufbereitung des Materials, Hinwei-
sen auf Stolpersteine, einer Fülle direkt anwendba-
rer Tipps und Checklisten ist es sehr anwendungs-
orientiert. Durchgehend auf die Erfahrungen von
Kommunen gestützt, die bereits eigene Modelle ein-
geführt haben, gewährleisten die Autoren gleichzei-
tig die nötige konzeptionelle Geschlossenheit: Dr.
Hansjürgen Bals, ehemaliger Stadtkämmerer und
langjährig bei der KGSt, arbeitet am KWI als Ex-
perte für neues kommunales Finanzmanagement;
Dr. Hans Hack, ehemals Syndikus in einer Groß-
stadt, ist seit vielen Jahren bei der KGSt schwer-
punktmäßig mit den Themen Verwaltungs-
modernisierung und Personalmanagement befasst.

Das Buch „Verwaltungsreform: Warum und wie“
ist der erste Band der Reihe „Die neue Kommunal-
verwaltung“. Herausgeber der neuen Reihe ist ge-
meinsam mit den beiden Autoren des Eröffnungs-
bandes Prof. Dr. Christoph Reichard, geschäftsfüh-
render Direktor des KWI und Inhaber eines Lehr-
stuhls für Public Management an der Universität Pots-
dam. Mit der neuen Reihe erweitert der zur Verlags-
gruppe Süddeutsche Zeitung gehörende renommierte
Fachverlag Jehle Rehm in München sein Programm,
dessen Schwerpunkt bisher im Bereich des öffentlichen
Rechts lag.

Neuerscheinung

Hansjürgen Bals/Hans Hack:
Verwaltungsreform: Warum und wie.

Band 1 der Buchreihe: Die neue Kommunalverwaltung, hrsg. von Hansjürgen Bals, Hans Hack und
Christoph Reichard, 1. Aufl. 2000, 224 Seiten, DIN A5, kartoniert, DM 25,00 / sFr. 35,00, Best.-Nr.
54200, ISBN 3-7825-0409-7,Verlagsgruppe Jehle Rehm, Einsteinstr. 172, 81675 München
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Das Kommunalwissenschaftliche Institut der
Universität Potsdam veranstaltet am 9. und 10.
Oktober 2000 in Zusammenarbeit mit dem
Institut für Verwaltungswissenschaften an der
FHöV NRW in Gelsenkirchen und der KGSt
ein Fachseminar zur Kosten- und Leistungs-
rechnung im neuen kommunalen Haushalts-
und Rechnungswesen. Das Seminar wendet sich
an Führungskräfte und Fachleute aus den Be-
reichen Haushalts- und Rechnungswesen,
Steuerungsdienst, Organisation, Controlling,
Rechnungsprüfung und Kommunalaufsicht.
Im einzelnen werden folgende Themen be-
handelt:

- Die Stellung der Kosten- und Leistungs-
rechung im Finanzmanagementsystem
der Stadt Bielefeld

  (D. Hille, Stadtkämmerer der Stadt Bielefeld)

- Integration von Kosten- und Leistungs-
rechnung und Haushalt im Rahmen des
„Neuen Kommunalenm Haushalts-
wesens“ bei der Stadt Wiesloch

(K. Bender, Fachbereich Finanzen der Stadt
Wiesloch)

- Ermittlung und Darstellung von
Produktkosten im Haushalt: der Ansatz
des Modellprojekts „Produktorientierter
Haushalt“ in NRW

(U. Ufer, Beigeordneter und Kämmerer der
Gemeinde Mosbach)

- Flächendeckende Vermögensrechnung
im neuen Haushalts- und Rechnungs-
wesen: Konzept und Umsetzungs-
schritte im Doppik-Projekt NRW )

(K. Mutschler, Amt 20, Projektteam
„Neuens Kommunales Finanz-
management“ der Stadt Dortmund)

- Vom Abschluss der Kostenrechnung zum
Produktsummenbudget der Bezirke

(Dr. H. Silber, Stv. Leiter des Referates
Verwaltungsreform, Senatsverwaltung für
Finanzen, Berlin)

- Probleme bei der Einführung einer Ko-
sten- und Leistungsrechnung - Erfahrun-
gen aus einer Erhebung in den neuen
Bundesländern

(Prof. Dr. M. Richter, Uni Potsdam)

- Preisgestaltung für interne Produkte

(E. Fischer, Hauptreferent bei der KGSt)

- Die Kosten- und Leistungsrechnung im
neuen Haushalts- und Rechnungswesen

(Prof. Dr. B. Klümper, IfV und FHöV Gel-
senkirchen)

- Zur Notwendigkeit eines durchgehenden
Rechnungsstoffes in der Kosten- und Lei-
stungsrechnung und im Haushalt

(E. Fischer, KGSt)

Die Seminargebühr beträgt DM 420,-. Die Teil-
nehmerzahl ist auf 40 begrenzt.

Der Tagungsort ist die Universität Potsdam, Kom-
plex 1, Am Neuen Palais 10, Haus 8, Foyer.

Das Seminar wird von Prof. Dr. B. Klümper
und Dr. H. Bals, Stadtkämmerer  a. D., geleitet.

Nähere Information und Anmeldung:
Kommunalwissenschaftliches Institut

der Universität Potsdam
Sekretariat

14 482 Potsdam • Am Park 14
Tel.: 0331 – 977 4534 • Fax: 0331 – 977 4531

e-mail: kwi@rz.uni-potsdam.de

Universität Potsdam
Kommunalwissenschaftliches Institut

Fachseminar

Die Kosten- und Leistungsrechnung
im neuen kommunalen Haushalts- und Rechnungswesen

28. und 29. Mai 2001 in Potsdam
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Das Kommunalwissenschaftliche Institut der Univer-
sität Potsdam veranstaltet am 22. und 23. 10. 2001 ein
Fachseminar zu den neuen Formen und Funktionen
des Haushalts im Neuen Steuerungsmodell. Im Mit-
telpunkt stehen die folgenden Fragen:

• Wie wird der Haushaltsplan zum Haupt-
kontrakt?

• Gliederung des Haushalts nach Produktbe-
reichen oder nach der Verwaltungsstruktur
oder: Wie wird der Haushaltsplan zum Ge-
schäftsplan?

• Gliederung des Haushalt nach der örtlichen
Struktur oder nach interkommunal einheitli-
chen Gliederungsvorschriften?

• Kameraler Haushalt, Budgethaushalt,
Produkthaushalt: Wie erreichen wir die Inte-
gration?

• Von der Input- zur Outputsteuerung oder:
Wie werden Ressourcen- und Produktmana-
gement im Haushalt integriert?

• Produktplan oder Haushaltsplan: Womit fängt
man an?

• Produktinformationen im Haushalt. Welche In-
formationen über Ziele, Zielgruppen, Wirkun-

gen, Art und Menge der Produkte bzw. Lei-
stungen, Qualität usw. gehören in den Haushalt?

• Ermittlung und Darstellung der Produkt-
kosten im Haushalt oder nur in der Kosten-
und Leistungsrechnung?

• Wie werden Serviceprodukte und
Steuerungs(unterstützungs)produkte behan-
delt?

• Wie ist generell mit Gemeinkosten umzuge-
hen?

• Wie werden aus (nachrichtlichen) Produkt-
informationen verbindliche Leistungsvor-
gaben im Sinne des Kontraktmanagements?

• Wie gelangen wir von den (operativen) Ein-
bzw. Zweijahresprodukthaushalten zur stra-
tegischen Planung?

• Weshalb setzt der Produkthaushalt das
Ressourcenverbrauchskonzept voraus und
welche Anforderungen ergeben sich aus der
Steuerungsperspektive an die Ausgestaltung
des RVK?

• Welche Software-Probleme sind bei der Um-
stellung auf den Produkthaushalt zu lösen?

Vorankündigung
Fachseminar

Der Produkthaushalt:

Kern der neuen Ressourcen- und Produktsteuerung

22. und 23. Oktober 2001 in Potsdam

Im Seminar werden die Fragen auf dem Hintergrund von Praxiserfahrungen behandelt. Dazu werden
die Vorgehensweisen mehrerer Pilotkommunen vorgestellt. Hauptziel ist die konkrete Beschreibung be-
sonders erfolgreicher Wege beim Umbau des kameralen Finanzhaushalts zum budgetierten Produkt-
haushalt im Zusammenhang mit der Reorganisation von Verwaltungsaufbau und -abläufen und der Ein-
führung des neuen Steuerungssystems. Das detaillierte Programm kann ab Anfang Juni angefordert wer-
den. Das Seminar wendet sich an Führungskräfte und Fachleute aus den Bereichen Haushalts- und Rech-
nungswesen, Steuerungsdienst, Organisation, Controlling, Rechnungsprüfung und Kommunalaufsicht. Das
Seminar wird von Dr. H. Bals, Stk a. D., geleitet. Die Seminargebühr beträgt DM 420,-. Die Teilneh-
merzahl ist auf 40 begrenzt.

Nähere Information und Anmeldung bei:
Kommunalwissenschaftliches Institut der Universität Potsdam

 Am Park 14, 14 482 Potsdam • Tel.: 0331 – 977 45 34

 e-mail: kwi@rz.uni-potsdam.de •  www.uni-potsdam.de/u/kwi/index.htm
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Neue Literatur am KWI
(Auswahl)

Hansjürgen Bals, Hans Hack, Verwaltungs-
reform: Warum und wie. Leitfaden und Lexi-
kon, Jehle Verlag, München, Berlin 2000, 209
S.

Helfried Bauer, Peter Biwald, Thomas Prorok
(Hrsg.), Bürgerservice. Strategien und Reform-
ansätze, KDZ Management-beratungs- und
Weiterbildungs GmbH, Wien 2000, 221 S.

Jörg Bergmann, Horst Schumacher (Hrsg.),
Handbuch der kommunalen Vertragsgestal-
tung, Bd. III: Privatisierung kommunaler
Dienstleistungen, Carl Heymannns Verlag,
Köln 2000, 350 S.

Bela St. Bernhardt, Neuorganisation der staatli-
chen Aufgabenerfüllung. Anspruch und Lei-
stungsfähigkeit des New Public Management.
Dargestellt am Beispiel des Straßenunter-
haltungs- und Betriebsdienstes, Nomos
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2000, 171 S.

Andreas Bovenschulte, Gemeindeverbände als
Organisationsformen kommunaler Selbstver-
waltung, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-
Baden 2000, 600 S.

Helmut Fiebig, Heinrich Junker, Korruption
und Untreue im öffentlichen Dienst, Erich
Schmidt Verlag, Bielefeld 2000, 221 S.

Hans-Günter Henneke, Öffentliches Finanz-
wesen, Finanzverfassung - Eine systematische
Darstellung, C. F. Müller, Hüthig Fachverlage,
Heidelberg 2000, 436 S.

Horst Lademacher, Erwin Schleberger (Hrsg.),
Die deutsche und niederländische Verwal-
tung zwischen Tradition und Reform, Nomos
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2000, 92 S.

Andreas Ladner, Daniel Arn, Ueli Friederich,
Reto Steiner, Jürg Wichtermann, Gemeinde-
reformen zwischen Handlungsfähigkeit und
Legitimation, IOP Verlag, Bern 2000, 203 S.

Wolfgang H. Lorig, Modernisierung des öf-
fentlichen Dienstes. Politik und Verwaltungs-
management in der bundesdeutschen
Parteiendemokratie, Verlag Leske + Budrich,
Opladen 2000, 417 S.

Christoph Reichard u.a., Hauptweg und
Nebenwege. Eine Zwischenbilanz zur
Verwaltungsreform Berlin, Berlin-Verlag,
Berlin 2000, 549 S.

Heinrich Reinermann (Hrsg.), Regieren und
Verwalten im Informationszeitalter. Unter-
wegs zur virtuellen Verwaltung, R. v.
Decker’s Verlag, Heidelberg 2000,590 S.

Felix Schiedner, Modernisierung ohne
Organisationsentwicklung? Wege zu einer
integrativen Entwicklung organisatorischer
Potentiale in der deutschen Verwaltungs-
modernisierung, Profession, Wissenschafts-
edition im Rainer Hampp Verlag, München,
Mering 2000, 354 S.

Klaus-Dieter Schmidt, Privatization and Local
Government Reform in Germany: A Slow
Train, Kieler Arbeitspapiere, Institut für
Weltwirtschaft an der Universität Kiel, Kiel
1999, 25 S.

Angela Stöß, Europäische Union und kom-
munale Selbstverwaltung - Die Handlungs-
spielräume deutscher Kommunen unter Ein-
wirkung der Europäischen Union aus öko-
nomischer Perspektive, Peter Lang Verlag,
Frankfurt am Main 2000, 290 S.

Gunnar Schwarting, Kommunales Kreditwesen.
Haushaltsrechtliche Grundlagen - Schulden-
management - Neue Finanzierungsformen,
Erich Schmidt Verlag, Berlin 2000, 231 S.

Ansprechpartner:
 Burkhard v. Watzdorf, Fachreferent am KWI
(Tel. 0331/9774489 ● Fax: 0331/9774407)
email: kwi@rz.uni-potsdam.de
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Aus einer etwas anderen Sicht sind Probleme
der Potsdamer Verwaltungsreform auf den
Prüfstand gebracht worden. Etwa 20 Studie-
rende der Betriebswirtschaftslehre sowie der
Politik- und Verwaltungswissenschaft der Uni-
versität Potsdam haben jetzt ihre Ergebnisse ei-
ner Projektstudie zu Reorganisation,
Budgetierung, Kontraktmanagement und Per-
zeption des Reformprozesses in der Stadtver-
waltung Potsdam vorgestellt.

Bereits zum zweiten Mal setzten sich damit
Studenten mit Problemen des Public Manage-
ments in der kommunalen Praxis auseinander.
Initiiert vom Lehrstuhl Public Management un-
ter Leitung von Prof. Dr. Christoph Reichard
und möglich gemacht durch eine lebendige
Kooperation zwischen Universität und Stadt,
untersuchten vier Projektteams im Sommerse-
mester 2000 folgende Reformprobleme:

· Ansätze zu einem Budgetierungskonzept in
der Stadtverwaltung

· Reorganisation des Sport- und Bäderamtes,
insbesondere Prüfung der Zweckmäßigkeit
seiner Umwandlung in einen Eigenbetrieb

· Überlegungen zu einem ergebnisorientierten
Kontraktmanagement zwischen Jugendamt
und freien Trägern in der Stadt

· Durchführung einer Befragung von Potsda-
mer Stadtverordneten und Führungskräften
zum Verhältnis von Politik und Verwaltung.

Seit 1994 beschäftigt sich Potsdam mit der
Modernisierung der Stadtverwaltung im Sinne
des „Neuen Steuerungsmodells“. Ein zu die-
sem Zweck ins Leben gerufener Reformstab
arbeitet an der Entwicklung und Umsetzung von
verschiedenen Elementen eines modernen
Verwaltungsmanagements. Einige erste Erfol-
ge sind mit der Eröffnung eines Bürgerservice
und der Umgestaltung der Verwaltung in eine
Fachbereichsstruktur bereits ersichtlich. Für die

Teilnehmer der Projektstudie bestand die Mög-
lichkeit, die im Potsdamer Reformprozess an-
stehenden Probleme zu analysieren und durch
eigene Lösungsvorschläge unterstützend zum
Erfolg beizutragen.

Im Laufe ihres „forschenden Lernens“ haben
die Studierenden zahlreiche Interviews mit Ver-
tretern der Stadtverwaltung, der Politik sowie
mit Experten von anderen Verwaltungen und
von Wohlfahrsverbänden geführt.  Sie haben
aufgrund der vorgenommenen Dokumenten-
analysen sowie der geführten Gespräche den Ist-
Zustand in den jeweiligen Bereichen erhoben,
ihn kritisch analysiert und eine Reihe von
Verbesserungsansätzen erarbeitet.

Um ihre Ergebnisse zu präsentieren, haben
die Mitglieder der Gruppe Kontrakt-
management bereits am Ende des Sommerse-
mesters einen Workshop veranstaltet, auf dem
sie ihr Konzept eines Musterkontraktes zwischen
Jugendamt und freien Trägern vorgestellt und
mit Vertretern des Jugendamtes sowie verschie-
dener Trägereinrichtungen aus Potsdam einge-
hend diskutiert haben. Die Gruppe „Politik und
Verwaltung“ hat auf der Basis einer umfassen-
den schriftlichen Befragung der Potsdamer
Stadtverordneten und Führungskräften der Ver-
waltung im Dezember 2000 einen Workshop
unter Beteiligung auch der übrigen Teilgruppen
sowie der Unterstützuung des Kommunal-
wissenschaftlichen Institutes der Univerisität ver-
anstaltet. Unter dem Titel „Moderne Politik =
Moderne Verwaltung?“ diskutierten zahlreiche
Stadtverordnete und Führungskräfte der Stadt
Potsdam über Aufgaben und Profile in einer
modernen Stadtverwaltung.

Wer an den Ergebnissen der studentischen
Projektstudie interessiert ist, kann sie unter 0331/
9773807 kostenlos anfordern.

(vir).

Reform auf dem Prüfstand

Studentische Projektstudie
 zur Verwaltungsreform in Potsdam vorgestellt
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Bestellschein

Sollten Sie noch nicht in unserem Verteiler sein, haben
Sie die Möglichkeit, das KWI-Info direkt zu bestellen.

Universität Potsdam
Kommunalwissenschaftliches Institut
Am Park Babelsberg 14

14482 Potsdam

Fax: 0331/9774531

Zukünftig möchte ich das KWI-Info direkt erhalten

Name:

Vorname:

Behörde/Institution/privat:

Organisationseinheit:

Telefon:

Postanschrift:

Datum:

Unterschrift:
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